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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


„ No. 15. „ 


(No. 1539.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 2ten November 1833., den Abdruck der ſtaͤn⸗ 
diſchen Gutachten und Petitionen betreffend. 


N : BEE 
In den Geſetzen uͤber die Anordnung der Provinzialſtaͤnde iſt beſtimmt wor⸗ 
den, daß die Reſultate der Landtagsverhandlungen durch den Druck bekannt 
gemacht werden ſollen, welches durch den Abdruck einer vom Landtags marſchall 
verfaßten geſchichtlichen Darſtellung der Verhandlungen des Landtags und Meines 
den Provinzialſtaͤnden ertheilten Landtags⸗Abſchiedes bisher auch geſchehen iſt. 
Da jedoch von dem Saͤchſiſchen Landtage und auch ſonſt der Wunſch geaͤußert 
worden iſt, daß die Verhandlungen vollſtaͤndiger bekannt werden moͤchten, ſo 
will Ich genehmigen, daß, wenn es auf dem Landtage begehrt wird, auch die 
Gutachten und Petitionen der Provinzialſtaͤnde gleichzeitig mit der geſchichtlichen 
Darſtellung und dem Landtags- Abſchiede, auf Koſten der Stände, abgedruckt 
werden, inſofern die Gutachten und Petitionen zu den in die geſchichtliche Dar⸗ 
ſtellung und in den Landtags⸗Abſchied aufgenommenen Gegenſtaͤnden gehören. 
Das Staatsminiſterium hat dieſen Befehl durch die Geſetz⸗ Sammlung zur allge⸗ 
meinen Kenntniß zu bringen. ̃ 
Berlin, den 2ten November 1833. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Stagtsminiſterium. 


Jahrgang 1834. (No. 1539 — 1510.) a Q (No. 1540.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 29ſten Juli 1834.) 


e, Ne. 15400 Geſetz, uͤber die Termine bei Wohnungs⸗Miethsverkraͤgen. Vom ofen 
= Juni 1834. 
8 i, aue Laß STE 5 a 
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„ Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
LS Preußen e te > 5 
1 MM u finden Uns bewogen, zur Beſeitigung einiger bei Verträgen über Wohnungs⸗ 
1 n 100 ES Miethen vorgekommenen Zweifel, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums 


und nach erfordertem Gutachten Unſeres Stagtsraths für den ganzen Umfang 
Unſerer Monarchie Folgendes zu beſtimmen: | 
F. 1. Wenn kuͤnftig der Anfang eines Wohnungs⸗Miethsvertrages auf 
Oſtern, Ishannis, Michaelis oder Weihnachten beſtimmt wird, fo ſoll unter 
dieſen Ausdrücken jederzeit der Anfang eines Kalenderquartals, alſo der Iſte April, 
Iſte Julius, Ifte Oktober, Iſte Januar verſtanden werden, wenn nicht der Ver⸗ 
trag ausdruͤcklich ein Anderes bedingt. : 1 
§. 2. Wo es noͤthig gefunden werden ſollte, bei größeren Wohnungen 
die geſetzliche Raͤumungsfriſt zu verlängern, kann ſolches, unter Beruͤckſichtigung 
der beſtehenden oͤrtlichen Gewohnheiten, durch eine von der Orts⸗Polizeibehoͤrde 
zu erlaſſende Verordnung mit verbindlicher Kraft fuͤr alle Einwohner des betref⸗ 
fenden Orts angeordnet werden; ſolche Verordnungen bedürfen jedoch der Be⸗ 
ſtaͤigung der vorgeſetzten Regierung. Die Regierungen werden hierüber von 
dem Miniſterium des Innern und der Polizei mit Inſtruktion verſehen werden. 
i §. 3. Fallen Sonntage oder Feiertage in die beſtimmte Umzugszeit, fü 
folsan ſolchen Tagen die außerdem vorhandene Verbindlichkeit des Miethers 
rin je = 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 30ſten Juni 1834. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 
x | | Beglaubigt: 
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(No. 1541.) 
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(No. 1541.) Verordnung, wegen Vereinigung der General⸗Kommiſſionen zu Königsberg 
und Marienwerder mit den Regierungen der Provinz Preußen. Vom 
30ſten Juni 1834. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. = 


haben nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums und in befonderer Be⸗ 
ruͤckſichtigung ſowohl der provinziellen Verhaͤltniſſe, als der Uns vorgetragenen 
Wuͤnſche Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz Preußen, die Vereinigung der 
General⸗Kommiſſionen zu Königsberg und Marienwerder, mit den Regierungen 
jener Provinz beſchloſſen, und verordnen deshalb wie folgt: 


1. Die Geſchaͤfte wegen Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen Ders 
haͤltniſſe nach den Edikten vom Aten September 1811. und Sten April 1823., 
desgleichen wegen Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungs⸗ und Dienſtabloͤſungs⸗ 
Ordnungen, fo weit ſolche den General⸗Kommiſſionen zu Koͤnigsberg und Ma⸗ 
rienwerder uͤbertragen ſind, ſollen nach den zu dieſem Behuf noch zu treffenden 
Vorbereitungen, von einem Seitens des Miniſteriums des Innern fuͤr die Ge⸗ 
werbe zu beſtimmenden Termine ab, von den Regierungen der Provinz Preu⸗ 
ßen, von jeder in den Grenzen ihres Departements unter dem Beitritt der Be⸗ 
amten jener Kommiſſionen und unter Mitwirkung beſonderer Spruch⸗Kollegien 
($. 5.) übernommen und verwaltet werden. 

$. 2. Die Regierungen uͤberkommen jene Geſchaͤfte, mit Ausnahme der⸗ 
jenigen, welche beſonderen Spruch-Kollegien uͤberwieſen werden, ganz in dem 
Umfange und mit denſelben Rechten und Pflichten, welche den General⸗Kom⸗ 
miffionen deshalb zuſtaͤndig find, ſowohl ruͤckſichtlich der Leitung und Ausführung 
jener Angelegenheiten, als der Beſtaͤtigung der Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe und 
der uͤber die Gegenſtaͤnde derſelben zu treffenden Entſcheidungen. 
Die hieruͤber beſtimmenden Verordnungen dienen denſelben unter den 
weiterhin beſtimmten Modiſikationen ebenfalls zur Norm ihres Verfahrens. 
$. 3. Bei der Regierung zu Danzig werden jene Geſchaͤfte ſpeziell von 
der Abtheilung des Innern bearbeitet. Bei den von derſelben zu erlaſſenden 
Entſcheidungen iſt, außer dem fuͤr dieſe Angelegenheiten beſtallten Rathe, ein in 
dem Orte ſtationirter Oekonomie⸗Kommiſſarius zuzuziehen, welcher zugleich bei 
perſoͤnlichen Verhinderungen des Departements⸗Rathes deſſen Stelle bei dem 
Kollegium vertritt. = : = 
Bei den Regierungen zu Königsberg, Gumbinnen und Marienwerder 
wird für jene Geſchaͤfte eine zweite Abtheilung des Innern eingerichtet. 
Dieſe beſteht aus N i * 
einem Dirigenten, welcher der Regel nach der naͤmliche ſeyn ſoll, dem 
die Direktion der erſten Abtheilung des, Innern uͤbertragen iſt, einem 
der landwirthſchaftlichen Gewerbslehre kundigen Juſtitiarius, einem 
Ober⸗Kommiſſarius und einem zweiten oͤkonomiſchen Techniker, wozu 
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— 94 — 
der Regel nach ebenfalls ein am Orte ſtationirter Oekonomie⸗Kommiſ⸗ 
ſarius genommen wird, der aber nicht ſtetig an den Geſchaͤften der 
Abtheilung Theil zu nehmen hat, ſondern ebenfalls nur bei Definitiv⸗ 
Entſcheidungen zugezogen wird, und in Faͤllen der Verhinderung des 
Ober⸗Kommiſſarius denſelben im Kollegium vertreten muß. 


F. 4. Nuͤckſichtlich der Gefhäftsverbindung des Ober-Praͤſidenten und 
der Regierungen mit den für die Gemeinheitstheilungen, gutsherrlich-baͤuerlichen 
Regulirungen und Abloͤſungsgeſchaͤfte berufenen Abtheilungen kommen die Regie⸗ 
rungs⸗Inſtruktion vom 23jten Oktober 1817. und Unſere Order vom Zlſten 
Dezember 1825., (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1826. Seite 5. ff.) jedoch unter 
den weiterhin beſtimmten Maaßgaben, zur Anwendung. Insbeſondere haben dieſe 
Abtheilungen wegen der in den Geſchaͤftskreis der uͤbrigen einſchlagenden Ange⸗ 
legenheiten ſich mit denſelben eben ſo zu verſtaͤndigen und bei entſtehenden Diffe⸗ 
renzien die Beſchluͤſſe des Plenums einzuholen, wie es wegen der uͤbrigen zum 
Reſſort der Regierungen gehoͤrigen Geſchaͤfte vorgeſchrieben iſt. Gegenſeitig kon⸗ 
kurrirt die Abtheilung fuͤr die Gemeinheitstheilungen ꝛc. bei den von einer andern 
Regierungs-Abtheilung, in Betreff ihrer Guͤterverwaltung, unter ihre beſondere 
Leitung genommenen Auseinanderſetzungen auf gleiche Weiſe ruͤckſichtlich der 
von der erſteren wahrzunehmenden ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen, insbeſondere 
bei Feſtſtellung der Landtheilungs⸗Plaͤne, imgleichen bei Pruͤfung und Beſtaͤtigung 
der Rezeſſe. Dies findet insbeſondere auch auf die Verleihungen des Eigen⸗ 
thums an die Immediat⸗Einſaſſen auf den Grund des Geſetzes vom 27ſten 
Juli 1808. Anwendung. g 

Bei der Anwendung der Regierungs⸗Inſtruktion auf die bisher zum 
Neſſort der General⸗Kommiſſionen gehoͤrigen Geſchaͤfte finden folgende Modi⸗ 
fikationen ſtatt, als > ; 

1) in den Fällen, wenn der Beſchluß der Abtheilung wider die Anſicht des 
Vorgeſetzten ausfaͤllt, tritt nicht die mittelſt Unſerer Order vom Zlſten 
Dezember 1825, unter No. VII. angeordnete Provokation auf den Regie⸗ 
rungs⸗Praͤſidenten, vielmehr die auf Entſcheidung des Plenums der Regie⸗ 
rung ein; = 

D auch in den Faͤllen, wo fonft der Praͤſident nach $. 39. No. 3. der Regie⸗ 
rungs⸗Inſtruktion die Entſcheidung des Ober⸗Praͤſidenten einholen kann, 

behaͤlt es in Angelegenheiten dieſer Art bei dem Beſchluſſe des Kollegiums 
ſein Bewenden. 


F. 5. Die Entſcheidung derjenigen Streitigkeiten, welche nach den nähe 

ren Beſtimmungen in dem Anhange zur Verordnung vom 20ſten Juni 1817. x. 
zur Appellation an das Reviſions⸗Kollegium geeignet find, wird von der Kom⸗ 
petenz der Regierungen ausgenommen und dieſelbe in erſter Inſtanz beſondern 
Spruch⸗Kollegien übertragen, welche jedes aus drei zum Richteramte qualifizirten 
Mitgliedern der Provinzial⸗Kollegien und den bei den Regierungen des Ortes 
in der zweiten Abtheilung des Innern fungirenden beiden oͤkonomiſchen Techni⸗ 
kern beſtehen ſollen. Die erſtgedachten Mitglieder und der aus ihnen zu ernen⸗ 
nende Direktor ſind durch den Juſtizminiſter und den Miniſter des Se 
ür 


Fr ee 


für die Gewerbe aus den Juſtitiarien der Regierung und den Mitgliedern des 
Ober⸗ Landesgerichts des Ortes auszuwaͤhlen. 5 

Es ſollen dieſer Spruch-Kollegien aber nur zwei errichtet werden, naͤm⸗ 
lich deren eins, die Juſtiz-Deputation für die Regierungs-Bezirke 
Koͤnigsberg und Gumbinnen, welche in Koͤnigsberg, und das andere, 
die Juſtiz-Deputation für die Regierungs-Bezirke Danzig und 
Marienwerder, welche ihren Sitz in Marienwerder nehmen wird. ; 


§. 6. Die Konkurrenz der Juſtiz-Deputationen beſchraͤnkt ſich auf die 
Entſcheidung der ihnen zu ſolchem Behuf von der betreffenden Abtheilung der 
Regierung uͤberwieſenen Angelegenheiten. Die Leitung der Inſtruktion dieſer 
Streitfaͤlle, die Publikation der Erkenntniſſe, das Verfahren wegen der dagegen 
zuläffigen Rechtsmittel und die Ausführung derſelben nach beſchrittener Rechts⸗ 
kraft iſt dagegen Sache der Regierungs⸗Abtheilung. 


f F. 7. Dem Miniſterium des Innern für die Gewerbe bleibt es übers 
laſſen, in einzelnen Faͤllen, die zur Kompetenz der Regierungen gehörigen Ent⸗ 

ſcheidungen der Juſtiz⸗Deputation zu delegiren, vorbehaͤltlich des in ſolchen Faͤllen 

gegen die Entſcheidung derſelben nur zulaͤſſigen Rekursverfahrens. f 


F. 8. Die Juſtiz⸗Deputationen ſtehen unter gemeinſchaftlicher Leitung 
der Miniſter des Innern für die Gewerbe und der Juſtiz. b 


$. 9. Bei der Anſtellung der für die Angelegenheiten der Gemein⸗ 
heitstheilungen u. ſ. w. beſtimmten Mitglieder und Subalternen der genannten 
Regierungen finden die wegen der Anſtellung der Regierungsbeamten beſtehen⸗ 
den Reſſort⸗Verhaͤltniſſe Anwendung. Im Uebrigen treten dieſe Regierungen 
und deren Abtheilungen in den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilungen, guts⸗ 
herrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen und Abloͤſungsgeſchaͤfte zu dem Miniſterium 
des Innern fuͤr die Gewerbe, ruͤckſichtlich ihrer Beaufſichtigung und der von 
ihren Verfuͤgungen und Entſcheidungen ſtattfindenden Rekurſe in das naͤmliche 
e in welchem verfaſſungsmaͤßig die General-Kommiſſionen zu demſel⸗ 
en ſtehen. 5 
5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
kem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30ſten Juni 1834. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Brenn. Muͤhler. 


(Co. 1541— 15420 g (No. 1542.) 
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(No. 1542.) Verordnung vom 30ſten Juni 1834., wegen des Geſchaͤftsbetriebes in den An⸗ 
gelegenheiten der Gemeinheitstheilungen, Abloͤſungen und Negulirung der 
gutsherrlich bäuerlichen Verhaͤltniſſe, als Anhang zu der Verordnung vom 
20ſten Juni 1817. und dem Geſetze vom Ten Juni 1821. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. nn 
haben auf Anlaß mehrerer bei dem Gefhäftsbetriebe in den Angelegenheiten 
der Gemeinheitstheilungen, Abloͤſungen und Regulirung der gutsherrlich⸗baͤuer⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe wahrgenommenen Uebelſtände und vorgekommenen Bedenken 
und in Beruͤckſichtigung der von mehreren Provinzial - Landtagen deshalb ges 


machten Vorſtellungen, eine Reviſion der betreffenden Verordnungen veranſtal⸗ 


tet und verordnen in Folge derſelben wegen Abaͤnderung, Ergaͤnzung und Er⸗ 
Sa jener Veroroͤnungen, nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums, 
wie folgt. 


K. 1. Die Verordnung vom 20ſten Juni 1817. wegen Organiſation 
der General⸗Kommiſſionen zur Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe, das Geſetz vom 7ten Juni 1821. wegen Ausführung der Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗ und Abloͤſungs-Ordnung und die ſie erlaͤuternden, ergaͤnzenden und 


„abaͤndernden Beſtimmungen der gegenwärtigen. Verordnung kommen bei allen 


zum Neſſort der General-Kommiſſionen verwieſenen Auseinanderſetzungen zur 
Anwendung, welche die Regulirung der gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe und 
die Ausfuͤhrung der Geſetze vom 21ſten April 1825. wegen der den Grundbe⸗ 
ſitz betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe, imgleichen die Gemeinheitstheilungs⸗ und 
Abloͤſungs⸗Angelegenheiten zum Gegenſtande haben. Die ebengedachten Vor⸗ 
ſchriften treten an die Stelle des Geſetzes vom 25ſten September 1820. wegen 


der in Muͤnſter u. ſ. w. zu errichtenden General⸗Kommiſſionen (Nr. 624. der 


Geſetz Sammlung) und der hierauf zuruͤckweiſenden Beſtimmungen in den $6. 120, 
und 122, des Geſetzes vom 21ſten April 1825. über die den Grundbeſitz betref⸗ 
fenden Rechtsverhaͤltniſſe in den Landestheilen, welche vormals zum Koͤnig⸗ 
reiche Weſtphalen gehört haben, (Nr. 938. der Geſetz Sammlung) in den $$. 96. 
und 98. des Geſetzes vom 21ſten April 1825. uͤber die den Grundbeſitz betref⸗ 
fenden Rechts⸗Verhaͤltniſſe in den Landestheilen, welche zu dem Großherzogthume 
Berg gehört haben, (Nr. 939. der Geſetz⸗Sammlung) und in den §§. 93. und 
95. des Geſetzes vom 21ſten April 1825., wegen der den Grundbeſitz betreffen⸗ 
den Rechtsverhaͤltniſſe ꝛe. in den vormals zu den Franzoͤſiſchen Departements 
gehörig, geweſenen Landestheilen. (Nr. 940. der Gefek-Sammlıng) 


$ 2. Zu mehrerer Beförderung guͤtlicher Vereinigungen in den zum 


Zu 81 1. 22 . Di & 
d. Verordnung Neſſort der General: KRommiffion. gehörigen. Angelegenheiten ſollen beſondere 


Wife Jun Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden beſtellt werden. = 
Zu 8s 1. 2 An die Stelle derjenigen Beſtimmungen, die in den Geſetzen vom Sten 
ban en den April 1823 wegen Regulirung der gutsherrlich bäuerlichen Verhaͤltniſſe in dem 


16200 Großherzogthume Poſen ꝛc. . 13. 14. und 110, imgleichen in dem e 
3 der 


—. 97 5 


der Stadt Danzig §§. 8 — 11. und 13. in den angezogenen Geſetzen vom 


21ſten April 1825. wegen der den Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe ꝛc. 
$. 121. und reſp. $. 97. und $. 94. und in der Abloͤſungs⸗Ordnung vom 13ten 
Juli 1829. § f. 136. und 137. über die Wahl und Geſchaͤftsfuͤhrung der Kreis⸗ 
Vermittelungsbehoͤrden getroffen ſind, treten die in dieſem Anhange ertheilten 
Vorſchriften, wogegen es in Beziehung auf die Ergaͤnzung der Diſtrikts⸗Kom⸗ 
miſſionen bei den Beſtimmungen des $. 135. der Ablöfungs-Drdnung vom 13ten 
Juli 1829. fein Bewenden behaͤlt. ö 

In jedem Kreiſe werden für die Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden zwei 
bis ſechs zuverlaͤſſige und ſachkundige Kreis⸗Eingeſeſſene' ernannt. Die Wahl 
biefer Kreisverordneten und der Beſchluß über ihre Anzahl wird den Kreis⸗ 
Ständen uͤberlaſſen. Die für die Auseinanderſetzungs⸗Geſchaͤfte beſtimmte Pro⸗ 
vinzialbehoͤrde hat die Wahl zu beſtaͤtigen. Sie kann die Beſtaͤtigung aus 
Gruͤnden, woruͤber ſie nur dem vorgeſetzten Miniſterio Rechenſchaft zu geben 
hat, verſagen. Wo die Perſonen der Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden bereits 
ernannt ſind, behaͤlt es dabei ſein Bewenden, vorbehaͤltlich des Beſchluſſes der 


Kreisſtaͤnde wegen Vermehrung derſelben. Können ſich die Kreisſtaͤnde über 


die Auswahl nicht vereinigen, ſo treten die Abgeordneten jeden Standes zuſam⸗ 
men, um abgeſondert ihre Vorſchlaͤge wegen Beſetzung der Stelle zu machen. 
Der Provinzialbehoͤrde gebuͤhrt in dieſem Falle unter den Vorgeſchlagenen 
die Auswahl, jedoch hat dieſelbe dahin zu ſehen, nicht nur, daß die tuͤchtigſten 
Maͤnner fuͤr das Geſchaͤft, ſondern auch fuͤr jeden Stand ſolche, die ſich des 
Vertrauens deſſelben zu erfreuen haben, ernannt werden. f 


i $. 3. Die Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden fuͤhren ihre Geſchaͤfte unter 


Direktion des Kreis⸗Landraths und der General⸗Kommiſſton. Sind die fuͤr ein 


gegebenes Geſchaͤft gewaͤhlten Kreisverordneten uͤber die Maaßregeln zur Vor⸗ 
bereitung oder Leitung deſſelben, verſchiedener Meinung, ſo giebt die Meinung 
des Kreis⸗Landraths den Ausſchlag. Die in dem Kreiſe angeſtellten Hekonomie⸗ 
1 und Kreis⸗Juſtizkommiſſarien find auf ihre Requiſition ins⸗ 
eſondre N : 
Behufs Sefftellung des Legitimationspunftes und Ermittelung der Theil⸗ 
e der oͤkonomiſchen Berechnungen; der Aufnahme der Ver⸗ 
traͤge u. ſ. w. 


den nachgeſuchten Beiſtand zu leiſten verpflichtet. Bieten ſich den ebengedach⸗ 


ten Kommiſſarien Bedenken wegen Zuläffigfeit, Nothwendigkeit, oder Zweckmä⸗ 


* 


ßigkeit der Ausführung dar, ſo haben fie ſolche der Kreis⸗Vermittelungs⸗Be⸗ 


hörde und, wenn dies ohne Erfolg bleibt, dem Kreis⸗Landrathe oder der Ges 
neral⸗Kommiſſion zur Entſcheidung vorzutragen. 


> . 4. Jeder Provokant einer Auseinanderſetzung kann fih an den Kreis⸗ 
Landrath wenden, um die Dazwiſchenkunft der Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrde zu 
guͤtlicher Abmachung derſelben in Anſpruch zu nehmen. Doch ſoll, wenn ein 
Theil dieſelbe verlangt, dem andern freiſtehen, dieſe Einwirkung abzulehnen. 
Sind bei der Auseinanderſetzung auf einer oder der andern Seite mehrere In⸗ 
tereſſenten betheiligt, fo entſcheidet die Stimmenmehrheit auf Seiten der Pro⸗ 
(No. 1542.) ; vokan⸗ 
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pokanten uͤber den Antrag darauf und ebenſo die Stimmenmehrheit der Pros 
vokanten über die Ablehnung, in beiden Faͤllen nach den Perſonen gerechnet, und 
es iſt die Obliegenheit des Kreis⸗Landraths, ſich vor Veranlaſſung der Ver⸗ 
handlung daruͤber, von den auf der einen oder andern Seite intereſſirenden 
Theilhabern Kenntniß zu verſchaffen. Verſagen ſich die Provokaten auf die an 
fie ergangene Aufforderung der Erklarung über die Zuziehung der Kreis⸗Ver⸗ 
mittellungsbehoͤrde ganz: ſo wird dies einer ablehnenden Erklaͤrung gleich ge⸗ 
achtet. Sind in dem zur Erklaͤrung uͤber die Zuziehung der Kreis⸗Vermitte⸗ 
lungsbehoͤrde angeſetzten Termine die Provokanten, oder Provokqaten nicht ſaͤmmt⸗ 
lich erſchienen: ſo werden die Stimmen lediglich nach der Zahl derjenigen, die 
erſchienen find, und ihre Erklärung abgeben, berechnet. 

Sind die Parteien über die Zuziehung der Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrde 
einig: ſo ſteht ihnen die Auswahl unter den dafuͤr ernannten Kreisverordneten 
zu. Diejenigen, welche bei dem zu ermittelnden Geſchaͤfte als Provokanten 
auftreten, wählen den einen, diejenigen, welche Provokgten find, waͤhlen den an⸗ 
dern Kreisverordneten. Sollten ſich auch weiterhin, wie z. B. bei Gemeinheits⸗ 
theilungen die Intereſſen mehrfach theilen, fo üben die einmal erwaͤhlten Kreis⸗ 
verordneten doch die Funktionen der Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrde im Verlaufe 
des ganzen Geſchaͤfts aus, fuͤr welches ſie erwaͤhlt ſind. 2 

Sind die Provokanten oder Provokaten daruͤber einig, daß ſtatt zweier 
Kreisverordneten nur einer das Geſchaͤft der Vermittelung übernehme, ſo iſt 
dieſer ihrer Vereinigung Folge zu geben, und geſchieht in ſolchem Falle die 
Wahl von beiden Theilen gemeinſchaftlich nach der Stimmenmehrheit. 
| Die Wahl der Parteien kann auch auf die Kreisverordneten eines bes 
nachbarten Kreiſes gerichtet werden, doch bleibt es dieſen unbenommen, die auf 
ſie gefallene Wahl abzulehnen. In allen Faͤllen koͤnnen ſich die Kreisverordne⸗ 
neten der Vermittelung des Geſchaͤfts verſagen, wenn eine Gemeinheitsthei⸗ 
0 ie Gegenſtand deſſelben iſt, oder wenn es fonft auf eine Landtheilung da⸗ 

ei ankommt. f N 


$. 5. Kommt durch die Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrde ein Vergleich zu 
Stande, fo muß der Rezeß der kompetenten Provinzialbehoͤrde zur Prüfung 
und Beſtaͤtigung eingereicht werden. 5 


$. 6. Die Ausführung der Geſetze vom 21ſten April 1825. über die den 
Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe in den Landestheilen, welche eine 


Zeitlang zum vormaligen Koͤnigreiche Weſtphalen, dem Großherzogthume Berg 


und den Franzoͤſiſchen Departements gehoͤrt haben und die Entſcheidung der 
hierbei entſtehenden Streitigkeiten gebuͤhrt den General⸗Kommiſſionen alsdann, 
wenn auf Regulirung aller nach jenen Geſetzen veränderten oder näher ber 
ſtimmten Rechtsverhaͤltniſſen des Belaſteten zu dem Berechtigten provozirt wird. 
Wegen ihrer Kompetenz und ihrer Inſtruktion für die beſonderen Sale, welche 
in den gedachten Geſetzen und zwar 
unter Nr. 938. der Geſetz⸗Sammlung F. 111. 112. 115. 
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ee 


bezeichnet find, iſt ebendaſelbſt das Nähere beſtimmt, wobei es fein Bewenden 
behält. Die Einleitung und Entſcheidung aller andern Streitigkeiten in den 
Angelegenheiten, welche durch jene Geſetze ihre Beſtimmung erhalten haben, ges 
hoͤrt vor die ordentlichen Gerichte. Handelt es ſich aber dabei um Fragen, 
welche nach den allgemeinen Reſſort-Beſtimmungen zur Kompetenz der ordent⸗ 
lichen Verwaltungsbehoͤrden gehoͤren, ſo haben die Gerichte ſolche den Letzteren 
zu uͤberlaſſen. Ferner haben fie in den zu ihrer Kognition gehörigen Angelegen— 
heiten wegen ſolcher Gegenſtaͤnde, weshalb nach den unten folgenden Vorſchrif⸗ 
ten gegen die Entſcheidungen der General⸗Kommiſſionen nicht der Weg der Aps 
pellation, ſondern der des Rekurſes nachgelaſſen iſt, vor Abfaſſung ihrer Erkennt⸗ 
niſſe das Gutachten der General-Kommiſſion einzuholen, und ſich danach als ei⸗ 
nem konſultativen voto zu achten. Auch bleibt es dem Dirigenten des Gerichts 
uͤberlaſſen, zu weiterer Erlaͤuterung des Gegenſtandes, bei Abfaſſung des Er⸗ 
kenntniſſes, einen von der General⸗Kommiſſion zu bezeichnenden Sachverſtaͤndi— 
gen zuzuziehen. Ein Verfahren dieſer Art findet insbeſondere dann ſtatt, wenn 
es ſich um Streitigkeiten uͤber aufgehobene Abgaben und uͤber Abzuͤge wegen 
der Grundſteuer handelt. : 

In den Faͤllen, wenn es nach $$. 24. und 27. des Geſetzes vom 21ſten 
April 1825. (wegen der den Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe ac. in 
den Landestheilen, welche eine Zeitlang zum Koͤnigreiche Weſtphalen gehoͤrt ha⸗ 
ben) auf die Beurtheilung der Eigenſchaften des neuen Erwerbes eines baͤuerli⸗ 
chen Grundſtuͤckes ankommt, tritt das ſchiedsrichterliche Verfahren nach naͤherer 
Beſtimmung der $$. 32. ff. dieſes Anhanges ein. - 

Im Uebrigen kommen bei der Behandlung dieſer Angelegenheiten die 
Regeln des Prozeßverfahrens, oder die Vorſchriften der Eingangs gedachten 
Verordnungen zur Anwendung, je nachdem dieſelben zur Kompetenz der ordent⸗ 
lichen Gerichte oder der General⸗Kommiſſion gehoͤren. 


7. In den Angelegenheiten, welche bei den General-Kommiſſionen 10 8 e 
- anhängig find, haben dieſelben nicht bloß den Haupt⸗Gegenſtand der Auseinan⸗ Verordnung. 
derſetzung, ſondern auch alle anderweitigen Nechtsverhältniffe, welche bei vor⸗ Zu s. 5. des 
ſchriftsmaͤßiger Ausführung der Auseinanderſetzung in ihrer bisherigen Lage nicht Geſetzes. 
verbleiben koͤnnen, zu reguliren, die hiebei vorkommenden Streitigkeiten zu ent⸗ 
ſcheiden und überhaupt alle obrigkeitlichen Feſtſetzungen zu erlaſſen, deren es be⸗ 
darf, um die Auseinanderſetzung zur Ausfuͤhrung zu bringen und die Intereſſen⸗ 
ten zu einem voͤllig geordneten Zuſtande zuruͤckzufuͤhren. 

Die naͤhere Entwickelung dieſer Grundſaͤtze in der beſondern Anwendung 
auf die gutsherrlich-baͤuerlichen Regulirungen nach dem Edikte vom Aten Sep⸗ 
tember 1811., wie fie in den §§. 5. 6. 7. 8. der Verordnung vom 20ſten Juni 
1817. gegeben iſt, findet daher auf alle jene Angelegenheiten Anwendung. Da⸗ 
gegen haben die $$. 10. 11. 12. 13. 14. g. a. O. durch die Erweiterung des 
Reſſorts der General⸗Kommiſſionen, ruͤckſichtlich der Gemeinheitstheilungen, ihre 
Erledigung gefunden. 8 

Zur Kompetenz der General-Kommiſſionen gehoͤren insbeſondere die 
Grenzſtreitigkeiten nicht bloß unter den Intereſſenten der Auseinanderſetzung, 
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ſondern auch derſelben mit den Nachbarn, inſoweit dies zur Feſtſtellung des Ge⸗ 
genſtandes der Auseinanderſetzung erforderlich iſt. a 
Ihre Kompetenz tritt ferner nicht bloß dann ein, wenn die Intereſſenten 
auf ihre Vermittelung der Auseinanderſetzung antragen, vielmehr ſind alle in 
Angelegenheiten ihres Reſſorts geſchloſſenen Vertraͤge zu ihrer Pruͤfung und Be⸗ 
ſtaͤtigung einzureichen, die zur Berichtigung und Vervollſtaͤndigung derſelben er⸗ 
forderlichen Verhandlungen von ihnen zu veranlaſſen, und die wegen derſelben 
entſtehenden Streitigkeiten von ihnen zu entſcheiden; doch bedarf es in den Faͤl⸗ 
len der §§. 39 und 44. dieſes Anhangs der Prüfung und Beſtaͤtigung der Re⸗ 
zeſſe durch die General⸗Kommiſſionen nicht. 
Endlich bleibt ihnen uͤberlaſſen, die nach dem zweiten Abſchnitte der Ge⸗ 
meinheitstheilungs⸗Ordnung, an die Lokal- und Kreisbehoͤrden verwieſenen Ger 


genſtaͤnde gleich unmittelbar vor ſich zu ziehen. 


ib, ee, Jan ge F. 8. Die General⸗Kommiſſionen und deren Abgeordnete find befugt, 
Auer bee, gate eee ihre Vermittelung auch auf ſolche Geſchaͤfte, ſowohl unter den Haupt⸗Parteien, 
ee eee, en, als unter ihnen und andern bei dem Gegenſtande der Auseinanderſetzung ſelbſt 
ä nicht betheiligten Perſonen auszudehnen, deren Regulirung zwar in keinem noth⸗ 
wendigen Zuſammenhange mit dem Hauptgegenſtande der bei ihnen anhaͤngigen 
Auseinanderſetzung ſteht, welche aber zur beſſern Regulirung des Hauptgeſchaͤfts 
gereichen, z. B. Verbeſſerung der Planlagen bei Landtheilungen durch den Zu⸗ 
tritt eines Nachbarn, desgleichen zur Darſtellung beſſerer Grenzzuͤge, zur Erleich⸗ 

terung der Bewaͤſſerungs⸗ und Entwaͤſſerungs⸗Anſtalten ꝛc. 

Den unmittelbaren Theilnehmern an dem Hauptgeſchaͤfte der Ausein⸗ 
anderſetzung kann aber die Einlaſſung auf ſolche Punkte, welche nicht nothwen⸗ 
dig zur Verhandlung gehören, wider ihren Willen nicht aufgedrungen werden. 
Daſſelbe gilt von dritten Perſonen, die als unmittelbare Theilnehmer des Ne⸗ 
bengeſchaͤfts zun Sache zu ziehen find. 

Sind die Meinungen der Intereſſenten zur Sache uͤber die Zulaſſung 
ſolcher beiläufigen Regulirungen getheilt, fo ſoll damit vorgegangen werden, 
wenn auch nur ein Viertel der Intereſſenten (nach dem Werthe der Theilneh⸗ 
mungsrechte berechnet) daruͤber ein verſtanden iſt. 

Bei dergleichen zur Verhandlung gezogenen Nebengeſchaͤften gelten die 
naͤmlichen Vorſchriften in Bezug auf die Amtsbefugniſſe der General⸗Kom⸗ 
miſſionen und das geſammte Verfahren, ſowohl unter den unmittelbaren Theil⸗ 
nehmern, als wegen Zuziehung der entfernten Intereſſenten, Entſcheidung der 
Streitigkeiten u. ſ. w., welche wegen Regulirung der zu ihrem Reſſort gehoͤri⸗ 
gen Hauptgeſchaͤfte ertheilt ſind. 5 


Zu 88. 9. u. K. 9. Das mittelſt Unſerer Order vom 30ften Juni 1828. wegen der 
d. Verordn. Kompetenz⸗Konflikte vorgeſchriebene Verfahren, findet auch wegen der Neſſort⸗ 
Zweifel in Betreff der vor die ordentlichen Gerichte oder die General⸗Kommiſ⸗ 

ſionen gehoͤrigen Angelegenheiten Anwendung. 8 a 

Sollte fernerhin in den, bei den Gerichten anhaͤngig gewordenen zum 

Neſſort der General⸗Kommiſſionen gehoͤrigen Angelegenheiten von den erſteren, 

ohne Autoriſation der zur Entſcheidung über den Kompetenz⸗Konflikt he 
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Behörden, erkannt werden, fo iſt wegen der Rechtsbeſtaͤndigkeit eines ſolchen 
Erkenntniſſes zu unterſcheiden, ob daſſelbe einen Gegenſtand betrifft, weshalb nach 
den weiterhin folgenden Beſtimmungen (J. 45 ff) im vorſchriftsmaͤßigen Gange 
der Sache, die Appellation an das Reviſions⸗Kollegium ſtatthaft ſeyn wuͤrde, 
oder aber zu denjenigen, weshalb nur der Rekurs an das Miniſterium des In⸗ 
nern geſtattet iſt. Iſt in einem Falle der erſteren Art von den Gerichten be⸗ 
reits rechtskraͤftig erkannt, 8 behält es bei demjenigen, was dadurch feſtgeſetzt 
worden, ſein Bewenden. Schwebt aber die Sache noch, ſo gelangt dieſelbe 
Behufs der weiteren Entſcheidung in zweiter und dritter Inſtanz an das Revi⸗ 
ſions⸗Kollegium oder das Geheime Ober⸗Tribungl. Gehört dagegen die Ange⸗ 
legenheit zu den Faͤllen der zweiten Art, ſo wird daruͤber mit gaͤnzlicher Beſei⸗ 
tigung der ſchon abgefaßten Erkenntniſſe von der General⸗Kommiſſion in erſter 
Inſtanz entſchieden. 
$. 10. Was den General-Kommiſſionen und deren Abgeordneten in Zu 88, 4. 10. 
den Gemeinheitstheilungs⸗ und Abloͤſungs⸗Ordnungen, den Geſetzen über die ram“ 
Regulirung der gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe und in den . 46. 47. 49 Zu s. 8. des 
bis 52. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. und der Verordnung vom Geſetes. i 
en Mai 1818. wegen Sicherstellung der Gerechtſame, der Lehn⸗ und Fidei⸗ 7- en 
kommiß⸗Folger, eingetragenen Gläubiger. und anderer Realberechtigten, wegen = Se 2 Fe 
Verhinderung ſimulirter Verträge, Feſtſtellung der Einrichtungskoſten, der Sorge! Se a 
dafür, daß die Geld⸗Abfindungen oder andere durch Anleihen und Verkauf von e an, en n, 
Grundſtuͤcken beſchaffte Kapitalien zu jenem Zweck, oder ſonſt vorſchriftsmaͤßig 
verwendet und wieder angelegt werden, imgleichen bei Trauslokationen zur 
Pflicht gemacht worden, kommt auch fernerhin zur Anwendung. 
AR Im Uebrigen findet eine Vertretung jener entfernten Intereſſenten durch 
die General⸗Kommiſſion und deren Abgeordnete nicht ſtatt; vielmehr haben fie 
wegen aller Geſchaͤfte, weshalb die Zuziehung entfernter Theilnehmer nicht aus⸗ 
druͤcklich verordnet iſt, den unmittelbaren Theilnehmern die Wahrnehmung ihres 
mit dem der erſtern verbundenen Intereſſe allein und ungeſtoͤrt zu uͤberlaſſen. 
Dies gilt insbeſondere auch von dem Falle, wenn ein Lehnbeſitzer khnfähige 
Deszendenz hat und es alſo der Zuziehung der Lehnsfolger nicht bedarf. So 
haben fie auch den Lehns⸗ und Fideikommiß-Folgern, welche ſich auf die er⸗ 
folgte Bekanntmachung gemeldet haben, und zur Sache gezogen find, die Wahr⸗ 
nehmung ihres Intereſſe in dem Falle des F. 46. der Verordnung vom 20ſten 2 
Juni 1817. allein zu uͤberlaſſen. 
Wegen derjenigen aber, welche ſich auf die erfolgte Bekanntmachung 
nicht gemeldet haben, und der nicht zuzuziehenden Realberechtigten und hypo⸗ 
thekariſchen Gläubiger, haben fie die in den angeführten Vorſchriften beſtimmte - 
Pflichten zu üben und wegen der Remedur nach den $$. 164. 165. der Ver⸗ 
ordnung vom 20ſten Juni 1817. ertheilten Vorſchriften zu verfahren. 
a Entſtehen zwiſchen den zur Sache gezogenen entfernten Theilnehmern und 
dem Beſitzer Streitigkeiten über die Art und Weiſe der Negulirung ihrer ge⸗ 
ae n oder gefonderten Intereſſen, ſo entſcheiden die General⸗Kommiſſionen 
daruͤber, wie uͤber alle andere Gegenſtaͤnde der Auseinanderſetzung. Sie haben 
(No. 1542.) R 2 ins⸗ 
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insbeſondere auch darüber zu entſcheiden, ob und bei welchem Gerichte, ob bei 
demjenigen des belafteten oder berechtigten Guts, die Entſchaͤdigungs⸗ und Ab⸗ 
loͤſungs⸗Kapitalien gerichtlich niederzulegen und in welcher Art und Weiſe die⸗ 
ſelben ſonſt, namentlich auch die ſchon deponirten Kapitalien zu verwenden und 


anzulegen ſind. 

11. Die Wahrnehmung des landespolizeilichen und fiskaliſchen In⸗ 
tereſſe in den bei den General-Kommiſſionen anhaͤngigen Auseinanderſetzungen, 
wohin insbeſondere die im $. 43. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. und 
die im F. 9. des Geſetzes vom 7ten Juni 1821. wegen Ausführung der Ge 


meinheitstheilungs- und Abloͤſungs-Ordnung bezeichneten Gegenſtaͤnde gehören, 


bleibt nach wie vor die Obliegenheit der General-Kommiſſionen und ihrer Ab⸗ 
geordneten. Doch haben die General-Kommiſſionen die Grundſteuer⸗Repartitio⸗ 
nen vor der Beſtaͤtigung der Rezeſſe der betreffenden Departements-Regierung 
zur Genehmigung mitzutheilen; auch muß in den Rezeſſen oder Beſtaͤtigungs⸗ 
Urkunden beſtimmt ausgedruͤckt werden, daß die Steuervertheilung nach den 
beſtehenden Steuergrundſaͤtzen und mit Genehmigung der Regierung, wie ge⸗ 
ſchehen, regulirt fey. Ferner verbleibt den General-Kommiſſionen in Beziehung 
auf die bei ihnen anhaͤngigen Auseinanderſetzungen die Ausübung des den Pros 
vinzialbehoͤrden zuftändigen, Ober⸗Aufſichtsrechts über das Vermögen der Kor⸗ 
porationen und oͤffentlichen Anſtalten; desgleichen die Wahrnehmung der Patro⸗ 
natrechte in Betreff der von dem Patrongte der Regierungen reſſortirenden 
geiſtlichen Güter. Dagegen haben die Regierungen und Provinzial-Schulkol⸗ 
legien den Fiskus und die von ihnen reſſortirenden Anſtalten wegen aller zu ih⸗ 
rer Verwaltung gehoͤrigen Guͤter und gutsherrlichen Berechtigungen reſp. ſelbſt 
zu vertreten, und die unmittelbaren Verwalter, fiskaliſchen Bedienten oder ſon⸗ 
ſtigen Bevollmächtigten mit den erforderlichen Autoriſationen und Inſtruktionen 
zu verſehen und es liegt ihnen in dieſer Beziehung alles dasjenige ob, was nach 
den Geſchaͤfts-Inſtruktionen der General⸗Kommiſſionen von Privatperſonen 
und deren Bevollmaͤchtigten beigebracht und geleiſtet werden muß. 

Auch wird den Regierungen die Konkurrenz wegen Beaufſichtigung der 
Stadt⸗ und Dorfgemeinen, wie es bereits im §. 118. der revidirten Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17ten März 1831. geſchehen iſt, allgemein inſoweit vorbehalten 
und übertragen: ö 

daß ſie bei vorkommenden Gemeinheitstheilungen in Staͤdten und Doͤrfern 
dahin zu ſehen haben, daß das Gemeinevermoͤgen, dasjenige nämlich, tel 
ches nicht Gegenſtand des Privat⸗Eigenthums, ſondern Eigenthum der Kor⸗ 
poration iſt, nicht verkuͤrzt werde. f 

Demgemaͤß haben die Gen eral⸗Kommiſſionen in allen Faͤllen, wenn das 
Gemeinevermoͤgen durch die, bei Staͤdten und Doͤrfern vorkommenden Ge⸗ 
meinheitstheilungen betroffen, oder die Theilung ſolcher Gegenſtaͤnde in Antrag 
gebracht wird, hinſichtlich deren irgend ein Zweifel daruͤber obwaltet, ob ſolche 
zum Privatvermoͤgen der einzelnen Gemeineglieder, oder nicht vielmehr zum 
Gemeinevermoͤgen gehoͤrenden Regierungen davon zur Wahrnehmung jenes 
Intereſſe Nachricht zu geben. a 

$. 12. Zu den von den General⸗Kommiſſionen nach beſtaͤtigtem Wh 
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noch zu regulirenden Gegenſtaͤnden, gehören auch die nach F. 196 — 200. der 
Verordnung vom 20ſten Juni 1817. und $. 56 ff. dieſes Anhangs ſpeziell be⸗ 
nannten zur Ausfuͤhrung gerechneten und zur nachtraͤglichen Berichtigung vorbe⸗ 
haltenen Gegenſtaͤnde. Ebenſo gehört die Entſcheidung der hiebei entſtehenden 
Streitigkeiten zu ihrer Kompetenz. 2 

1901 Wegen anderer Gegenſtaͤnde, welche die zur Sache gezogenen Intereſſen⸗ 
ten angehen und weder in den Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſen und den Nachtraͤ⸗ 
gen dazu, noch in den uͤber die Ausfuͤhrung der Auseinanderſetzung aufgenom⸗ 
menen Protokollen Ceonf. F. 201. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817.) 
zur beſondern Berichtigung vorbehalten find, findet die nachtraͤgliche Regulirung 
durch die General⸗Kommiſſion nicht weiter ſtatt. 


$. 13. Sind die Auseinanderſetzungen nicht unter Vermittelung der Ge 
neral⸗Kommiſſionen, vielmehr durch Privat-Abkommen oder durch die Kreis⸗ 
Vermittelungsbehoͤrden, oder durch die Regierungen und Provinzial-Schulkol⸗ 
legien u. ſ. w. zu Stande gebracht, ſo findet die nachtraͤgliche Regulirung durch 
die General⸗-Kommiſſion und deren Kompetenz, wegen der bei jener Auseinan⸗ 
derſetzung unerledigten, oder ſpaͤter ſtreitig gewordenen Punkte, außer den Faͤllen, 
wenn ſolche in dem beſtaͤtigten Rezeſſe vorbehalten ſind, oder dieſelben zu den 
in §§. 21. 22. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. genannten Angelegen⸗ 
heiten gehoͤren, nur inſofern ſtatt, als dieſelben innerhalb Jahresfriſt nach Be⸗ 
ſtaͤkigung des Rezeſſes bei den Behörden anhaͤngig gemacht worden. 


F. 14. Wenn der Direktor des Reviſions⸗Kollegiums es noͤthig erach⸗ Zu ss. 31. u. 
tet, bei der Entſcheidung noch einen Oekonomie⸗Verſtaͤndigen, Behufs der Auf ordnung 
klaͤrung oͤkonomiſcher Geſichtspunkte, insbeſondere in dem Fall verſchiedener 
Meinungen der zur Sache vernommenen Sachverſtaͤndigen zuzuziehen; ſo iſt 
nicht ein Mitglied der General-Kommiſſion, ſondern ein anderer Oekonomie⸗ 
Kommiſſarius dazu auszuwaͤhlen, welcher aber an der Entſcheidung nicht als 
Obmann jener Sachverſtaͤndigen Theil nimmt, ſondern gleich den Mitgliedern 
des Reviſions⸗Kollegiums dabei mitſtimmt. 


$. 15. Mit den General⸗Kommiſſionen konkurriren die Regierungen in au 8 en 
der Beaufſichtigung der von den erſtern beſchaͤftigten Spezial⸗Kommiſſarien und nung 
Feldmeſſer auf die Weiſe, daß die Regierungs⸗Praͤſidenten und Raͤthe, gleich 
dem Direktor und Mitgliedern der General⸗Kommiſſion, bei Gelegenheit ihrer 
Reiſen in der Provinz die Geſchaͤftsfuͤhrung der Oekonomie-Kommiſſarien revi⸗ 
diren und den General-Kommiſſionen von den dabei wahrgenommenen Maͤn⸗ 
geln Kenntniß geben. 3 8 


§. 16. Auch die Kreis⸗Landraͤthe find ebenſo befugt als verpflichtet, von 
dem Benehmen der Oekonomie⸗Kommiſſarien und Feldmeſſer Kenntniß zu neh⸗ 
men und etwa vorkommende Unregelmaͤßigkeiten der General⸗-Kommiſſion zur 
Remedur anzuzeigen. ; 5 

Die General⸗Kommiſſionen haben ſich derſelben und der Kreis⸗Deputir⸗ 
ten vornehmlich zur Unterſuchung der von den Parteien uͤber das Verhalten 
der Oekonomie⸗Kommiſſarien und Feldmeſſer geführten Beſchwerden zu sw 
(No. 1542.) ‘N, 2 
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Zu SS. 40. U. F. 17. Die Spezial⸗Kommiſſarien haben bei allen und jeden Theilſtuͤk⸗ 
a. 87. ff der ken des Auseinanderſetzungsgeſchaͤfts ſelbſt thätig dafür zu ſorgen, daß in einem 
Verordnung, folgerechten Verlaufe alles Sachgehoͤrige herbeigeſchafft und beigelegt werde. 
Sie haben die Parteien zwar uͤber Alles, was zur Sache gehoͤrt, mit 
ihrer Erklaͤrung zu vernehmen, und je nachdem die betreffenden Punkte ſtreitig 
werden, dieſelben zur Inſtruktion zu ſtellen und zur Entſcheidung vorzubereiten; 
es iſt aber lediglich ihre Sache, die Gegenſtaͤnde jener Erklaͤrungen und der zur 
Inſtruktion zu ſtellenden Punkte zu beſtinmen und von den Parteien die Ein⸗ 
laſſung darauf zu fordern. Es iſt alſo gar nicht erforderlich, daß eine Partei 
gegen die andere als Klaͤger auftrete, vielmehr muß ſich jede derſelben auf die, 
von Seiten des Kommiſſarius zu ihrer Erklaͤrung geſtellten Punkte einlaſſen, 
19 wenn fie ſich dem verſagt, die Nachtheile der Kontumazigl⸗Inſtruktion ge⸗ 
waͤrtigen. a f 
Die Provokation der Extrahenten beſtimmt zwar im Allgemeinen die 
Richtung des einzuſchlagenden Verfahrens. Die Kommiſſarien muͤſſen dabei 
aber gleich ins Auge faſſen, was in den ſpeziellen Geſetzen, wegen deſſen Aus⸗ 
dehnung uͤber die Antraͤge der Provokanten z. B. er 
im Edikt vom 14ten September 1811. $$. 13. 15. 42. 51. 
85 D182 b. ze 29ſten Mai 1816. Art. 9. Geſetz vom Sten April 
ö . F. 66. 
Se eee vom 7ten Juni 1821. F. 64. 65. 101, 
142. 169. a 
Geſetz wegen deren Ausführung $. 9. 
Abloͤſungs⸗Ordnung vom 13ten Juli 1829. $$. 6. 7. 59. 78. 

Verordnung vom 20ſten Juni 1817. 6. 88. 103. 
vorgeſchrieben iſt, nicht minder, daß die Provokation eines Theils der Intereſ⸗ 
ſenten in den meiſten Faͤllen den Beitritt vieler anderen zur Folge hat. Ihre 
Informations⸗Einziehung und ihre Einwirkung auf die Intereſſenten wegen der 
von der Willkuͤr der Letzteren abhängigen Erklaͤrungen muß alſo gleich anfaͤng⸗ 
lich auf den ganzen Umfang, welcher dem Geſchaͤfte vorſchriftsmaͤßig gegeben 
werden muß, oder doch zweckmaͤßig und wahrſcheinlich zu geben ſeyn wird, ge⸗ 
richtet werden. g . 

Bei der Informations⸗Einziehung ſelbſt haben fie ſich keinesweges auf 
dasjenige, was ihnen von den Intereſſenten ſuppeditirt wird, zu beſchraͤnken, 
ſondern die ſich ihnen anderweit darbietenden Quellen, als Einnahme des Augen⸗ 
ſcheins, Einſicht der vorhandenen Urkunden und Akten, Vernehmung anderer 
mit den Lokalverhaͤltniſſen vertrauter Perſonen u. ſ. w. zu benutzen, um alle 
Nachrichten über Sach- und Rechtsverhaͤltniſſe, welche auf die Auseinanderſez⸗ 
zung von Einfluß ſeyn koͤnnen, auf dem kuͤrzeſten Wege herbeizuſchaffen. 

Sie muͤſſen von Amtswegen dafür ſorgen, daß alle Intereſſenten zur 

Sache vorſchriftsmaͤßig zugezogen werden. N 
Ihnen liegt es ob, zu erwaͤgen, welche von den Intereſſenten erhobenen 
Anſpruͤche von Einfluß auf die Sache und zur Erörterung zu ziehen oder zu 
1 oder doch einſtweilen zuruͤckzuſetzen ſind; nicht minder, welche andere 
von denſelben nicht zur Sprache gebrachte Punkte durch Anerkenntniß oder dc 
f ei⸗ 
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ſcheidung feſtgeſtellt werden muͤſſen, um die Theilnehmungsrechte, deren Umfang 
und Werthverhaͤltniß und eben ſo die Ausgleichungsmittel klar zu machen. . 

Bei der Aufſtellung des Auseinanderſetzungs⸗Plans haben fie zwar die 
Wuͤnſche der Intereſſenten zu beruͤckſichtigen. Sie ſind aber an deren Antraͤge 
in dieſer Beziehung nicht weiter gebunden, als ſo weit die Wahl der Ausein⸗ 
anderſetzungsmittel nach den Geſetzen von der Willkuͤhr derſelben abhaͤngig ge⸗ 
macht iſt; vielmehr haben ſie den Auseinanderſetzungs⸗Plan, wie er nach den 
Lokglverhaͤltniſſen, den beſtehenden Vorſchriften und dem Zwecke der Auseinan⸗ 
derſetzungen am paſſendſten if, in Vorſchlag zu bringen, unbeſchadet der Eroͤrte⸗ 
rung derjenigen Erinnerungen und Vorſchlaͤge, welche die Parteien in ihrem 
Intereſſe zu machen haben. Eben fo: haben fie hiernaͤchſt den Auseinanderſez⸗ 
zungs⸗Rezeß zuſammen zu ſtellen. Den Parteien bleibt zwar wegen der nach 
ihrem Dafuͤrhalten ungebuͤhrlichen Zumuthungen des Kommiſſarius der Rekurs 
an die vorgeſetzte Behoͤrde unbenommen, nichtsdeſtoweniger muͤſſen ſie aber bis 
zu deren weiteren Verfügung den Anweiſungen deſſelben unweigerlich Folge leiſten. 

18. Die General⸗Kommiſſionen haben die von ihnen angenommenen 
techniſchen Grundſaͤtze aus den deshalb den Oekonomie⸗Kommiſſarien von Zeit 
zu Zeit zugegangenen Inſtruktionen zuſammen zu ſtellen und periodiſch durch ihre 
nachtraͤglichen Anweisungen zu ergänzen. Auch ſollen die techniſchen Mitglieder 
der General⸗Kommiſſionen und Reviſions⸗Kollegien auf Beranlaffung des Mi⸗ 
niſterii des Innern von Zeit zu Zeit zuſammentreten, um gemeinſame Beſchluͤſſe 
daruͤber zu faſſen. Die hierbei vorkommenden Meinungsverſchiedenheiten wer⸗ 
den dem Miniſterio des Innern, welchem jene Inſtruktionen immer einzureichen 
ſind, zur Entſcheidung vorgetragen. Die hiernach zuſammengeſtellten Inſtruktio⸗ 
nen der Oekonomie⸗Kommiſſarien, find durch den Druck zu vervielfaͤltigen und 
in den Buchhandel zu bringen, um den Intereſſenten Gelegenheit zu geben, ſich 
damit bekannt zu machen. Dieſe Inſtruktionen ſollen jedoch keinesweges als 
bindende Norm betrachtet werden. i 

Die Oekonomie⸗Kommiſſarien und ſonſt zugezogenen Sachverſtaͤndigen 
haben ſich dieſelben zwar zum Anhalt zu nehmen, und ihre Berechnungen 
darauf anzulegen. Es bleibt jedoch nicht nur den Parteien uͤberlaſſen, ihre Er⸗ 
innerungen ſowohl gegen die angenommenen Prinzipien uͤberhaupt, als gegen 
deren Anwendbarkeit im vorliegenden Falle vorzutragen, ſondern es liegt auch 
den Oekonomie⸗Kommiſſarien und ſonſt zugezogenen Sachverſtaͤndigen ob, ihre 
Bedenken dagegen zur Sprache zu bringen, in ihrem Gutachten ihre davon ab⸗ 
weichende Meinungen zu entwickeln und nach Maaßgabe derſelben ihre Gegen⸗ 
Rechnung vorzulegen. Nicht minder ſind die General⸗Kommiſſionen und Re⸗ 
biſſons⸗Kollegien gehalten, ſowohl die Erinnerungen der Parteien, als die ab⸗ 
weichenden Gutachten der Sachverſtandigen einer ſorgfaͤltigen Pruͤfung zu unter⸗ 
werfen, und je nach ihrer gewonnenen beſſeren Ueberzeugung zu entſcheiden, ohne 
ſich an die früher aufgeftellten Normen zu binden. Finden gedachte Kollegien 
ſich dabei veranlaßt, die fruͤher angenommenen Normen im Allgemeinen abzuaͤn⸗ 
dern oder zu modiftziren, fo haben fie ſich darüber zu verſtaͤndigen und deren 
Mittheilung an die Oekonomie⸗Kommiſſarien und reſp. Bekanntmachung nach 
dem Vorſtehenden zu veranlaffen. 
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F. 19. Den General⸗Kommiſſſonen bleibt uͤberlaſſen, denjenigen Land⸗ 
Käthen und Kreisverordneten, welche dazu geneigt find, ihre Aufträge zur Be⸗ 
arbeitung der Auseinanderſetzungen zu uͤbernehmen, dergleichen mit Genehmigung 
des Minifterii des Innern zu übertragen. Doch muͤſſen die Kreisverordneten, 
welche micht Staatsdiener ſind, fuͤr dergleichen Geſchaͤfte beſonders in Eid und 
Pflicht genommen werden. Solche Kommiſſarien uͤberkommen wegen der von 
ihnen uͤbernommenen Geſchaͤfte gleiche Rechte und Pflichten, wie die ſtetigen 
Kommiſſarien. 5 \ 

Die im Kreiſe angeftellten Oekonomie⸗ und Kreis⸗Juſtizkommiſſarien 
ſind dieſen Abgeordneten den nachgeſuchten Beiſtand eben ſo zu leiſten verpflich⸗ 
tet, wie es oben $. 3. wegen der von den Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig zu bewirkenden Auseinanderſetzungen beſtimmt iſt. 


F. 20. Wenn die Perſonen und Mitglieder der Behoͤrden, welchen die 
Vertretung des Korporationsvermoͤgens einer Stadt- oder Dorfgemeine, oder 
anderer Korporationen und oͤffentlichen Anſtalten obliegt, bei der Auseinander⸗ 
ſetzung fuͤr ihr Privatvermoͤgen und ihr perſoͤnliches Intereſſe dabei betheiligt 
find, fo muͤſſen die Auseinanderſetzungs⸗Kommiſſarien den zur Begufſichtigung 
der erſteren berufenen Staatsbehoͤrden Ceonf. §. 11.) davon Anzeige machen, 
und dieſe muͤſſen prüfen, ob die perſoͤnlichen Intereſſen jener Vertreter mit den 
Pflichten ihres Amtes in Kolliſion kommen. In dieſem Falle haben die oben⸗ 
gedachten Staatsbehoͤrden, nach Befinden, dem Spezial⸗Kommiſſarius die Wahr⸗ 
nehmung jener Intereſſen zu uͤbertragen, oder aber, beſonders dann, wenn des⸗ 
halb eine guͤtliche Einigung nicht zu erreichen iſt, ihre Stellvertretung durch an⸗ 
dere nicht betheiligte Perſonen und Behoͤrden zu veranlaſſen und dieſe mit der 
erforderlichen Inſtruktion ſelbſt zu verſehen. f , f 

$. 21. In dem Falle, wenn ein bei der Auseinanderſetzung betheiligtes 
Gut unter Sequeſtration ſteht, wird der landſchaftliche oder gerichtliche Seque⸗ 
ſter, oder ein Seitens der ſequeſtrirenden Behörde von Amtswegen zu beſtellen⸗ 
der Spezial⸗Kurator zugezogen, welcher ohne weitere Ruͤckfragen bei den in 
tereffivenden Glaͤubigern die Rechte derſelben wahrzunehmen hat. Laßt es dieſer 
an Erfuͤllung ſeiner Obliegenheiten fehlen, ſey es aus Nachlaͤſſigkeit, oder daß 
er unzeitige Weiterungen herbeifuͤhrt, ſo bleibt es dem Spezial⸗Kommiſſarius 
und der General⸗Kommiſſion uͤberlaſſen, der ihm vorgeſetzten Behörde davon 
Kenntniß zu geben, um denſelben nach Befinden zurecht zu weiſen oder ſich un⸗ 
mittelbar zur Sache zu erklaͤren, oder einen andern Spezial⸗Kurator zu beftellen. 


F. 22. Bei allen zum Reſſort der General-Kommiſſionen gehörigen 
Auseinanderſetzungen vertritt ein Ehemann ſeine Ehefrau, ſowohl bei beſtehender 
ehelicher Guͤtergemeinſchaft als außer dieſem Falle, wegen der zum gemeinſchaftlichen 
Vermögen oder zum Eingebrachten der Frau gehörigen Grundſtuͤcke und Ge 
rechtigkeiten. 5 

$. 23. Die §§. 10 — 15. der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung und . 
11-15. des Geſetzes wegen Ausfuͤhrung derſelben in Betreff der außer den 
Beſitzern der betheiligten Guͤter zuzuziehenden Intereſſenten ſind mit den vor⸗ 
ſtehend im F. 21. beſtimmten Modifikationen wegen der immittirten e 
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auch bei den übrigen zum Reſſort der General⸗Kommiſſionen gehörigen Ausein⸗ 
anderſetzungen in Anwendung zu bringen. 

F. 24. Sind der Lehnsherr, der Ober⸗Eigenthuͤmer von Erbzinsguͤtern, 
der Wiederkaufsberechtigte bekannt, ſo bedarf es hinſichtlich ihrer der ſonſt er⸗ 
forderlichen öffentlichen Bekanntmachung der Auseinanderſetzung nicht; wohl aber 
muß denſelben in ſolchem Falle durch die Behoͤrde beſondere Benachrichtigung 
davon zugehen i 

Das Naͤmliche findet hinſichtlich der Lehnsfolger in dem Falle, wenn der 
Lehnsbeſitzer keine lehnsfaͤhige Deszendenz hat, imgleichen wegen der naͤchſten 
Anwaͤrter bei Fideikommißguͤtern und Familienſtiftungen ſtatt, wenn diejenigen 
von ihnen, die nach K. 14. litt. a. b. des Geſetzes vom 7ten Juni 1821. wegen 
Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungs- und Abloͤſungs-Ordnungen im Falle ih⸗ 
rer Meldung zur Sache zugezogen werden muͤſſen, bekannt ſind. Es bedarf 
aber weder der öffentlichen noch beſonderen Bekanntmachung, wenn die hiernach 
zuzulaſſenden Lehnsfolger, Anwaͤrter und Familienglieder im Hypothekenbuche. 
nicht eingetragen ſind. ; 

$. 25. Die General-Kommiſſionen find die öffentlihe Bekanntmachung 
der Auseinanderſetzung auch ohne Antrag der zugezogenen Theilnehmer zu ver⸗ 
anlaſſen befugt, wenn ſich ruͤckſichtlich der Legitimation der Intereſſenten Beden⸗ 
ken ergeben, welche in Ermangelung von Hypothekenbuͤchern oder wegen Unvoll⸗ 
ftändigfeit der in dieſelben verzeichneten Nachrichten ſich nicht ſofort erledigen. 
laſſen, überhaupt in allen Faͤllen, wo ſich ihnen der Anlaß darbietet, das Vor⸗ 
handenſeyn unbekannter Intereſſenten, die bei der Auseinanderſetzung zugezogen 
werden muͤſſen, anzunehmen. s 


$. 26. Auf welchen beſondern Anlaß die oͤffentliche Bekanntmachung der 
Auseinanderſetzung erfolgt ſeyn mag, fo hat fie doch gegen alle Intereſſenten, die 
bei der Auseinanderſetzung zugezogen werden mußten und ſich auf die erlaffene 
Bekanntmachung bis zu dem beſtimmten Termin Ceonf. F. 12. des Geſetzes vom 
7ten Juni 1821. wegen Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungs- und Abloͤſungs⸗ 
Ordnung) nicht gemeldet haben, die Wirkung, daß fie die Auseinanderſetzung, 
ſelbſt im Falle der Verletzung, immer gegen ſich gelten laſſen muͤſſen. 


$. 27. Sind die praͤkludirten Intereſſenten unmittelbare Theilnehmer, 
ſo bleibt denſelben zwar unbenommen, die Abfindung fuͤr ihr Theilnehmungs⸗ 
Recht von denjenigen, welchen dieſelbe zugetheilt iſt, zuruͤckzufordern, jedoch muͤſ⸗ 
ſen ſie ſolche in der Art und Weiſe, wie ſie ihnen nach der Lage der Ausein⸗ 
anderſetzung, ohne Zerruͤttung des Auseinanderſetzungs⸗Plans und ohne Nach⸗ 
theil fuͤr die hierauf gegruͤndeten wirthſchaftlichen Einrichtungen gewaͤhrt werden 
kann, und wenn hiernach eine Natural⸗Abfindung nicht zulaͤſſig iſt, eine Entſchaͤ⸗ 
digung dafür in Kapital oder Rente annehmen. 


. 28. Die Vorſchrift wegen der in beſondern Akten und beſondern Zu s. 107 der 
Protokollen zu inſtruirenden Streitpunkte bezweckt nichts anders, als das Zuſam⸗ Verordnung. 
menhalten der auf den naͤmlichen Gegenſtand ſich beziehenden Verhandlungen. 

Es würde alſo eben fo unangemeſſen ſeyn, die auf eine und die nämliche 
Jahrgang 1834. (No. 1542.) S An⸗ 
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Anforderung (Theilnehmungsrecht oder Ausgleichungsart) fi beziehendem Streit⸗ 
punkte aus ihrem nakuͤrlichen Zuſammenhange zu reißen und die hieher gehoͤri⸗ 
gen faktiſchen und Rechtsfragen in verſchiedenen Protokollen zu eroͤrtern, als es 
weckwidrig waͤre, die gegenſeitigen einander bedingenden, ausſchließenden, oder 
eſchränkenden Anſpruͤche, jeden in beſonderen Akten zu inſtruiren. Ueberhaupt 
muß bei der Behandlung der Sache nicht nur Alles, was den Zuſammenhang 
ſtoͤrt, vermieden, ſondern auch durch Zuruͤckweiſung auf die an einem anderen 
Orte abgehandelten Punkte, Wiederaufnahme ihres weſentlichen Inhalts und 
überſichtliche Zuſammenſtellung derſelben und ihrer Beziehungen auf einander da⸗ 


be 


eſorgt werden, daß ihr zufällig unterbrochener Zufammenhang immer wie⸗ 
ergeſtellt und anſchaulich werde. b 2 
Insbeſondere iſt dafuͤr zu ſorgen, daß alle Streitpunkte, welche zu einem 


und demſelben Akte des Geſchaͤfts gehören, z. B. Feſtſtellung der Theilnehmungs⸗ 
Rechte oder ihres Werthverhaͤltniſſes, oder der Abfindung dafuͤr moͤglichſt gleich⸗ 
zeitig ſpruchreif gemacht werden. 


Wie bei allen Gegenſtaͤnden, die nach dem ordentlichen Gange des Ge⸗ 


ſchaͤfts, in fortgeſetztem Betriebe erhalten werden koͤnnen, dieſer ohne Unter⸗ 
brechung ſtatt haben muß (conl. 8. 72. 73. der Verordnung vom 20ſten Juni 18179, 


chadet uͤbrigens der dem Kommiſſarius nach SS. 104. und 105. 131. ff. der 


ae dies insbeſondere auch bei Inſtruktion der Streitigkeiten geſchehen, unbe⸗ 


erordnung vom 20ften Juni 1817. eingeraͤumten Befugniſſe wegen gaͤnzlicher, 
oder einſtweiliger Zuruͤckſetzung gewiſſer Streitpunkte. 


Zu 8s. 107. 


$. 29. Den General-Kommiſſionen bleibt es uͤberlaſſen, die ihnen in 


ss 
111. 12. 130 allen Faͤllen zuſtaͤndige Deranlaffung einer Reviſion der von den Spezial⸗Kom⸗ 


und 143. der 


Verordnung. miſſarien erſtatteten Gutachten auch den Kreisverordneten zu übertragen. 
F. 30. Das in dem L. 48. ff. dieſes Anhanges vorgeſchriebene Separat⸗ 
Verfahren, findet auch dann Anwendung, wenn die unterliegende Partei in dem 
Falle des F. 112. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. die Vermeſſung 
und Bonitirung beharrlich verlangt. i 


F. 31. Außer den oben benannten Faͤllen (F. 6.) tritt ein ſchiedsrichter⸗ 


gels liches Verfahren bei folgenden Gegenſtaͤnden ein, als: 
a) bei Streitigkeiten über die Bonitirung, 
b) bei den Provokationen auf hoͤhern oder geringern, als die Normal-Ent⸗ 


C 


. 


richterliche Verfahren eintreten zu laſſen. 


ſchaͤdigung bei den Regulirungen nach dem Edikte vom 14ten Septem⸗ 
ber 1811. ſtatt des im Art. 67. der Deklaration vom 29ſten Mai 1816. 
unter den Buchſtaben b. c. beſtimmten Verfahrens, Behufs Entſcheidung 
der Vorfrage: ob die Normal⸗Entſchaͤdigung anwendbar, oder mit Nach⸗ 
theil fuͤr den Provokanten verbunden iſt? ö n 

endlich bleibt es den Behoͤrden uͤberlaſſen, ſowohl in der erſten als in 
der Appellations⸗ und Nekurs⸗Inſtanz auch bei anderen Gegenſtaͤnden, 
welche nach ihrem Ermeſſen beſſer von verſtaͤndigen, der Oekonomie kun⸗ 
digen Maͤnnern an Ort und Stelle, nach eingenommenem Augenſcheine, 
als von entfernt wohnenden Behoͤrden entſchieden werden, das ſchieds⸗ 


Ob⸗ 
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Ob ein ſolches Verfahren flattfinden fol, beſtimmt wegen der in erſter 
Inſtanz anhaͤngigen Streitigkeiten die General⸗Kommiſſion. Gelangt aber eine 
von der General⸗Kommiſſion entſchiedene Sache in den Appellations⸗ oder Ne 
kursweg; fo hat in dem erſten Falle das Reviſions⸗Kollegium in dem zweiten 
Falle das betreffende Miniſterium des Innern daruͤber zu beſtimmen, ob und in 
wie weit der Gegenſtand zum ſchiedsrichterlichen Verfahren zu verweiſen if. 


F. 32. Wenn die Parteien ſich über andere Perſonen nicht vereinigen, 
ſo waͤhlt jeder von ihnen einen der Schiedsrichter aus den Kreisverordneten. 
Sind dergleichen bereits bei dem Geſchaͤfte zugezogen, ſo uͤbernehmen dieſe die 
Stelle der Schiedsrichter. = 


$. 33. Die mit der Leitung der Kreis-Vermittelungsbehoͤrden beauf⸗ 
tragten Landraͤthe treten als Obmaͤnner ein, wenn die zu Schiedsrichtern erwaͤhl⸗ 
ten Kreisverordneten verſchiedener Meinung ſind. Doch findet dies nur dann 
ſtatt, wenn die Parteien ſich wegen des Obmanns nicht vereinigen koͤnnen; auch 
bleibt es dem Landrathe vorbehalten, ſich einen Oekonomie⸗Kommiſſarius oder 
Kreisverordneten zu ſubſtituiren. 3 


§. 34. Das Verhaͤltniß der Schiedsrichter zu dem Inſtruenten der se 

Hauptſache, die Art und Weiſe, wie die Streitpunkte zu ihrer Entſcheidung 
vorzubereiten ſind, das bei ihren Entſcheidungen zu beobachtende Verfahren und 
deren Beziehungen zur Entſcheidung der Hauptſache ſollen durch eine von den 
Miniſterien des Innern fuͤr die Gewerbe, der Juſtiz und der Finanzen zu 
erlaſſende Inſtruktion näher beſtimmt werden. Gegen die nach gehoͤriger Eins 
leitung der Sache ergangenen Ausſpruͤche der ſchiedsrichterlichen Kommiſſton iſt 
weder Appellation noch Rekurs zulaͤſſig. 


§. 35. In allen Faͤllen ſteht es den Parteien und jedem Theile der⸗ 
ſelben frei, bei Streitigkeiten uͤber die Planlagen der zur Auseinanderſetzung 
gehörigen Grundſtuͤcke darauf anzutragen, daß die Kreis⸗Vermittelungs behoͤrde 
daruͤber gehoͤrt werde. Wegen der hierbei zwiſchen den Anſichten derſelben und 
des Oekonomie⸗Kommiſſarii ſtattfindenden Differenzen findet das $. 187. der Ver⸗ 
ordnung vom 20ſten Juni 1817. beſtimmte Verfahren ſtatt. 5 


$. 36. Entſtehen Streitigkeiten darüber: wie es in den bei den Generals Zn 5.13%. der 

Kommiſſionen anhaͤngigen Angelegenheiten bis zur endlichen Ausführung der- Verordnung. 
ſelben mit dem Beſitze, der Verwaltung und Nutzung der zur Auseinandev⸗ 
ſetzung gehörigen Gegenſtaͤnde zu halten iſt, fo ſoll die General⸗Kommiſſton ent⸗ 
weder ſelbſt oder durch ihre Abgeordneten diesfalls ein Interimiſtikum feſtſetzen. 
Dies gilt ſowohl von den Veraͤnderungen in dem bisherigen Beſitzſtande und 
der bisherigen Verwaltungs⸗ und Benutzungsgrt, welche aus Nuͤckſicht auf die 
bevorſtehende Auseinanderſetzung und zur Vorbereitung eines ſchicklichen Ueber⸗ 
ganges aus der bisherigen in die kuͤnftige Einrichtung noͤthig werden, als von 
den ſonſt uͤber den bisherigen Beſitzſtand und die bisherigen Nutzungen entſtan⸗ 
denen Streitigkeiten. Auch koͤnnen die proviſoriſchen Regulirungen im Laufe 
der Auseinanderſetzung, je nachdem die Streitigkeiten uͤber die Theilnehmungs⸗ 
Rechte definitiv entſchieden worden, oder die Auseinanderſetzung vorruͤckt, wiederum 
(No. 1542.) ER S 2 abge⸗ 
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‚abgeändert und modifizirt werden. Wiewohl es die Regel ift, daß dergleichen 
Interimiſtiken von den Spezial⸗Kommiſſarien, vorbehaltlich des Rekurſes an die 
General-Kommiſſion feſtgeſetzt werden, ſo bleibt den Letzteren doch überlaffen, 
die Feßſetzung gleich unmittelbar zu treffen. : 

Auch wegen dieſer proviſoriſchen Entſcheidungen der General⸗Kommiſſionen 
findet der Rekurs an das betreffende Miniſterium des Innern ſtatt. 


Zu Fo. 104. U. $. 37. Vereinigen ſich die Parteien bei Gelegenheit der Auseinander⸗ 

Arn Ver- ſetzung in der Hauptſache über Nebengeſchaͤfte, welche damit weder in nothwen⸗ 

DR diger Beziehung ſtehen, noch zur beſſern Regulirung des Hauptgeſchaͤfts gerei⸗ 
chen; ſo kann die General-Kommiſſion dergleichen Neben-Abreden von ſich 
abweiſen und ihre Beſtaͤtigung auf die uͤbrigen Beſtimmungen des Vertrages 
beſchraͤnken. N 
8 $. 38. Findet die General⸗Kommiſſion die von den Intereſſenten genom⸗ 
menen Abreden bei einem oder dem andern Punkte unſtatthaft, ſo hat dieſelbe 
Falls deshalb eine andere zulaͤſſige Vereinigung unter den Parteien nicht zu 
vermitteln iſt, auch daruͤber zu befinden, ob und in wie weit, ungeachtet der von 
ihr feſtzuſetzenden Abaͤnderungen, die Abreden uͤber den Hauptgegenſtand oder 
andere Nebenpunkte aufrecht erhalten werden koͤnnen, oder ob und in wie weit 
die noͤthig befundenen Abaͤnderungen auf den Hauptgegenſtand der Vereinigung 
oder gewiſſer Punkte derſelben von ſolchem Einfluffe find, daß fie mit einander 
nicht beſtehen koͤnnen? nicht minder, ob wegen dieſer Abaͤnderungen, eine ander⸗ 
weite Ausgleichung der Intereſſenten und in welcher Art und Weiſe dieſelbe 
zu bewirken iſt? 5 

Dabei gilt die Regel, daß die unter den Parteien getroffene Vereinigung, 

ſoweit ſich irgend anderweite Ausgleichungsmittel wegen des nicht genehmigten 
Punktes auffinden laſſen, aufrecht zu erhalten ſind. Auch bleibt dem Ermeſſen 
der General-Kommiſſion uͤberlaſſen, ob die anderweite Ausgleichung in Natural⸗ 
Gegenſtaͤnden, oder in Kapital oder Rente zu gewaͤhren iſt. 


Zu 89. 68 66. F. 39. Den Regierungen und Provinzial⸗Schulkollegien ſteht die eigene 

161. ff d. Ver⸗Beſtaͤtigung der Rezeſſe ruͤckſichtlich der von ihnen reſſortirenden Guͤterverwal⸗ 

ordnung. tungen zu, in ſofern die Auseinanderſetzungen auf eigene Verhandlungen jener 
Behoͤrden im Wege des Vergleichs zu Stande kommen. Dies findet auch in 
denjenigen Faͤllen ſtatt, wenn 

a) die Regierungen wegen der zu ihrem Patronat gehoͤrigen kirchlichen Guͤter 
und Grundſtuͤcke, 

b) dieſelben und die Provinzial⸗Schulkollegien aus dem Intereſſe des Ober⸗ 
Eigenthums oder des Erbverpaͤchters der zu ihrer Verwaltung oder reſp. 
ihrem Patronat gehörigen Domaginen und Anſtalten, 

die Auseinderſetzungen unter eigene Leitung zu nehmen ſich veranlaßt finden. 
Dagegen gebührt den General⸗Kommiſſionen die Beſtaͤtigung der Rezeſſe 
uͤber die von ihnen geleiteten Auseinanderſetzungen, ſelbſt in dem Falle, wenn 
dieſelben, nachdem fie bei ihnen anhaͤngig geworden, ſey es mit oder ohne Da⸗ 
zwiſchenkunft eigener Verhandlungen der Regierungen oder Provinzial⸗Schul⸗ 
Kollegien im Wege des Vergleichs zu Stande gekommen ſind. 0 
Die 


U 
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„Die Regierungen und Provinzial⸗Schulkollegien haben bei Prüfung der 
von ihnen zu beftätigenden Rezeſſe alles das zu beobachten, was den General- 
Kommiſſionen deshalb obliegt, und die von ihnen ertheilte Beſtaͤtigung in gehoͤ⸗ 
riger Form vollzogener Rezeſſe hat eben die Wirkung und Folgen einer von der 


General⸗Kommiſſion ertheilten Beſtaͤtigung. 


9.40. Ruͤckſichtlich der von den Regierungen wegen Abloͤſung der Do⸗ 
mainengefaͤlle einſeitig zu ertheilenden Abloͤſungs⸗Urkunden behält es bei der Anz 
weifung vom 16ten März 1811. (Geſetz⸗Sammlung S. 161.) fein Bewenden. 
Es genuͤgt nicht minder an der einſeitigen Erklarung des Berechtigten, wenn 
die Berechtigung weder Zubehör eines Gutes iſt, noch ein beſonderes Folium im 
Hppothekenbuche hat. Außer dieſen Faͤllen müffen auch die Abloͤſungs⸗Urkunden 
in der Form der Vertraͤge ausgeſtellt und vollzogen werden. 


Fi. 41. Die Vollziehung der Auseinanderſetzungs⸗Vertraͤge kann vor No⸗ 
tarien mit gleicher Wirkung, wie vor einem als Richter befaͤhigten Juſtizbeam⸗ 
ten geſchehen. 8 

$. 42. Die Unterſchriften der öffentlichen Behörden, deren Urkunde der 
Glaube oͤffentlicher Dokumente zuſtaͤndig iſt, beduͤrfen eines gerichtlichen oder 
notariellen Anerkenntniſſes jener Behörden nicht. 


g $. 43. Ebenſo wenig bedarf es der richterlichen oder notariellen Voll⸗ 
ziehung, wenn der Rezeß vor einem Seitens der Staatsbehoͤrden mit der Aus⸗ 
einanderſetzung beauftragten Oekonomie⸗Kommiſſarius aufgenommen iſt, und die 
zur Beſtaͤtigung berufene Behoͤrde dabei nichts zu erinnern findet. Werden aber 
nach dem Ermeſſen der Behörde noch anderweitige protokollariſche Verhandlun— 
gen zur Erledigung vorgekommener Bedenken noͤthig gefunden; ſo iſt damit ein 
richterlicher Beamte zu beauftragen. 2a 

44. 1) In denjenigen Landestheilen, in welchen die Allgemeine Preu⸗ 
ßiſche Gerichtsordnung eingeführt iſt, und die Abloͤſungsordnung vom 13ten Juli 


1829. Anwendung findet, bleibt es den Parteien uͤberlaſſen, ihre nach eigener 


Vereinigung (ohne Vermittelung und Dazwiſchenkunft der General⸗Kommiſſion) 
geſchloſſenen Abloͤſungsvertraͤge den betreffenden Gerichten zur Beſtaͤtigung zu 
überreichen, die ſich in ſolchem Falle der Prüfung und Beſtaͤtigung mit den 
nämlichen Pflichten und Wirkungen, welche ruͤckſichtlich dieſer von den General⸗ 
Kommiſſionen zu bewirkenden Geſchaͤfte vorgeſchrieben ſind, zu unterziehen haben. 

2) Die Beſtaͤtigung gebuͤhrt in den Faͤllen, wo die Berechtigung einem 
Gute zuſteht, dem Gerichte, unter welchem das berechtigte Gut ſteht, in anderen 
Faͤllen dem Gerichte des belaſteten Gutes. = N 

3) Intereſſirt bei dem Geſchaͤfte eine moraliſche Perſon, deren Vermoͤ⸗ 
gensverwaltung unmittelbar unter einer der §. 39. benannten Staatsbehoͤrden 


ſteht, fo verbleibt dieſer die Beſtaͤtigung, nach Inhalt der angeführten Vorſchrift. 


Das Naͤmliche findet ſtatt, wenn zwar das Vermoͤgen der betheiligten morali⸗ 


ſchen Perſon nur unter mittelbarer Verwaltung jener Behörden ſteht, der Ab⸗ 


loſungsvertrag aber auf die eigenen Verhandlungen einer ſolchen Behörde ge⸗ 


gruͤndet iſt. f 
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Findet weder das eine noch das andere ſtatt, fo iſt zwar das Gericht zur 


Beſtaͤtigung befugt, es liegt ihm aber ob, vorher die Genehmigung der betref⸗ 
fenden Behörden einzuholen, ſofern dieſelbe zur Rechtsguͤltigkeit des Geſchaͤfts 
verfaſſungsmaͤßig erforderlich iſt. 

4) Entſtehen bei der Errichtung des Vertrags unter den Parte ſelbſt, 
oder den zur Sache zuzuziehenden lehnsberechtigten, hypothekariſchen Glaͤubigern ꝛc. 
Streitigkeiten, ſo iſt deren Erörterung und Entſcheidung den General-Kommiſ⸗ 
ſionen zu uͤberlaſſen. 

5) In allen Faͤllen bleibt die Regulirung wegen der nach $. 110, ff. der 
angezogenen Abloͤſungsordnung aus der Abfindung des Berechtigten zu entneh⸗ 
menden Einrichtungskoſten den General-Kommiſſionen vorbehalten. 

6) Auch in denjenigen Faͤllen, wenn die Gerichte Bedenken wegen der 
Zulaͤſſigkeit gewiſſer von den Parteien getroffenen Verabredungen tragen, ſey es 
wegen anſcheinender Unverhaͤltnißmaͤßigkeit der Abfindung und des obwaltenden 
Verdachts einer Simulation, oder in landespolizeilicher, oder welch anderer Be⸗ 


ziehung, haben ſie die ihnen zur Beſtaͤtigung vorgelegten Vertraͤge der General⸗ 


Kommiſſion zu überfenden und derſelben das weitere Verfahren zu uͤberlaſſen. 


$. 45. Wegen des Inſtanzenzuges in Betreff der von den General⸗ 
Kommiſſionen zu erlaſſenden Difinitiv⸗Entſcheidungen ſollen die nachſtehend unter 
Nr. 1. 2. 3. 4. und 5. angegebenen, die §§. 173. 174. 178 — 183. der Ver⸗ 
ordnung vom 20ſten Juni 1817. abaͤndernden Beſtimmungen Anwendung finden. 
i 1) Alle Streitigkeiten uͤber Theilnehmungsrechte und deren Umfang, uͤber⸗ 
haupt wegen aller ſolcher Rechtsverhaͤltniſſe, welche ohne Dazwiſchenkunft der 
Geſetze uͤber Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, der Gemein⸗ 
heitstheilungs⸗ und Abloͤſungsordnungen und der hiernach zu bewirkenden Aus⸗ 
einanderſetzungen haͤtten zur Frage kommen koͤnnen und dann in den ordentlichen 
Rechtsweg gehört hätten, find zur Appellation an das Reviſions⸗Kollegium geeignet. 

Dahin werden insbeſondere in Beziehung auf die Regulirung der guts⸗ 
herrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe die im $. 178. der Verordnung vom 20ſten 
Juni 1817. unter Nr. 1. 2. 3. 5. 6. 7. 8. 9. bezeichneten Gegenſtaͤnde gerech⸗ 
net; nicht minder die Entſcheidung uͤber die Pertinenzien des Hofes und die 
Grenzen derſelben und uͤber den Umfang der gegenſeitigen Verpflichtungen. 

Andere Verhaͤltniſſe, welche die Groͤße der den Gutsherrn, oder den 
Bauern zukommenden Abfindungen in Land, Kapital oder Rente beſtimmen, ſind 
nur in ſofern Gegenſtand des Appellationsverfahrens, als der vorſtehend ausge 
ſprochene allgemeine Grundſatz darauf Anwendung finbet. . 


$. 46. 2) Bei den Entſcheidungen über die jedem Intereſſenten für 
ſeine Theilnehmungsrechte zuſtaͤndige Abfindung, uͤber die Mittel dieſer Ausglei⸗ 
chung und die Art und Weiſe ihrer Gewaͤhrung iſt zu unterſcheiden: 

N a) ob dieſelben eine Abfindung in Kapital oder eine Geldrente (ſey es, 
daß es ſich dabei von einer feſten, oder mit den Getreidepreiſen ſtei⸗ 
genden und fallenden Rente handelt) oder 

b) eine Natural-⸗Abfindung, oder andere als die zu a. gedachten Leiſtungen 
zum Gegenſtande haben. Betrifft die Entſcheidung der ! 
miſ⸗ 


fi. 
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miſſion einen Gegenſtand der zu b. gedachten Art; ſo findet dagegen 
nicht die Appellation an das Reviſſons⸗Kollegium, ſondern der Rekurs 
an das Miniſterium des Innern für Gewerbe ſtatt. ; 
Zu dieſem Verfahren eignen ſich insbeſondere die in den H. 182. 183. 
der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. und F. 19. des Geſetzes vom 7ten 
gen Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungs⸗ und Abloͤſungs⸗Ordnung 
bezeichneten Faͤlle. 5 
3) Zu dem Rekurswege gehören ferner in den Faͤllen zu a., die Entſchei⸗ 
dungen uͤber die Alternative: ob dem Berechtigten die Entſchaͤdigung in Land, 
oder ob ihm ſolche in Kapital oder in einer Natural⸗Nente zu gewaͤhren iſt? und 
wird hiermit die entgegen geſetzte Beſtimmung des §. 179. der erſtgedachten Ver⸗ 
ordnung aufgehoben. 2 
Wenn aber außer dem eben gedachten Falle (Nr. 3.) die von der 
General⸗Kommiſſion getroffene Entſcheidung eine Entſchaͤdigung in Kapital oder 
Geld⸗Rente betrifft, ſey es, daß über die Verpflichtung dazu, oder wegen der Hoͤhe 
derſelben geſtritten wird, fo. findet deshalb die Appellation an das Reviſions⸗ 
Kollegium ſtatt. : 


$. 47. 5) Wenn wegen der Ausſtellungen, welche entweder von den 
Parteien bei Vollziehung der Rezeſſe erhoben, oder Seitens der General⸗Kom⸗ 
miſſion bei den ihr zur Genehmigung vorgelegten Vereinbarungen gemacht wor⸗ 
den, eine guͤtliche und angemeſſene Vereinigung unter den Intereſſenten nicht zu 
erreichen iſt, ſo findet gegen die deshalb von der General⸗Kommiſſion erlaſſene 
Entſcheidung der Weg des Nekurfes oder der Appellation ſtatt, je nachdem die 
Ausſtellung ſelbſt, oder die von der General⸗Kommiſſion zu ihrer Abhuͤlfe er⸗ 
laſſene Feſtſetzung einen Gegenſtand betrifft, der ſich nach den vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen $$. 45. 46. zu einem oder dem andern Rechtsmittel eignet. 

6) Darnagch beſtimmt ſich auch die Kompetenz der Appellations⸗ oder 


Rekurs⸗Inſtanz uͤber die Frage: ob mit der Verwerfung der von den Parteien 


genommenen Abreden noch andere Beſtimmungen des von ihnen getroffenen Ab⸗ 
kommens oder der ganze Vertrag ihre Wirkſamkeit verlieren, oder deſſen unge⸗ 
achtet in Kraft bleiben. 5 

$. 48. Wollen die Parteien von dem an das Miniſterium des Innern 


zu richtenden Rekurſe wegen des Landtheilungs⸗Plans oder anderer Beſchwerde⸗ 


punkte, weshalb dieſes Rechtsmittel zulaͤſſig it, nicht Gebrauch machen; ſo wird 
dadurch doch nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ihre Beſchwerden wegen unzulaͤnglicher 
Abfindung Behufs anderweiter Entſchaͤdigung in Kapital oder Rehte weiter 
verfolgen. Dies kann nach der Wahl des Beſchwerdefuͤhrers im Wege der 
Appellation oder in einem zur erſten Inſtanz zuruͤckgehenden Separatverfah⸗ 
ren geſchehen. Wird das Rechtsmittel der Appellation gewaͤhlt, ſo bleibt doch 
dem Ermeſſen des Reviſions⸗Kollegiums die Zuruͤckweiſung in die erſte Inſtanz 
vorbehalten. Se 
Br entgegenſtehenden Vorſchriften der §§. 173. 181. 184. 189. der 
Verordnung vom 20ſten Juni 1817. werden hierdurch gufgehoben. 
49. Eben dieſes Verfahren (F. 48.) findet ſtatt, wenn im Rekurs⸗ 
(No. 1542.) f a wege 
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wege über die Land- Abfindung oder andere zu demſelben gehoͤrige Gegenſtaͤnde 
rechtskraͤftig entſchieden iſt. i 

$. 50. Wollen die Parteien von dem ihnen nach §§. 48. 49. nachge⸗ 
laſſenen Appellations⸗ oder Separatverfahren Gebrauch machen, ſo muͤſſen ſie 
dieſe ihre Abſicht bei Verluſt ihres Entſchaͤdigungs⸗Anſpruchs innerhalb 6 Wo⸗ 
chen nach Publikation der Entſcheidung erſter oder der Rekurs⸗Inſtanz verlautbaren. 

Haben fie gegen die Entſcheidung der General⸗Kommiſſion den Rekurs 
rechtzeitig eingelegt, ſo ſteht ihnen der Antrag auf jene Eroͤrterung wegen ihrer 
in den Rekursweg gediehenen Beſchwerden ſowohl waͤhrend des Rekursverfah⸗ 
rens als nach publizirtem Rekursbeſcheide in jener Friſt noch zu, wenn ſie ſich 
ſolche bei Publikation des Beſcheides erſter Inſtanz auch nicht vorbehalten ha⸗ 
ben. Die Parteien find wegen dieſer ihnen zuſtaͤndigen Befugniſſe bei Publi⸗ 
kation der Entſcheidungen zu belehren. Von dem Ermeſſen der Behoͤrde aber 
hängt es ab, die Einleitung des Separatverfahtens auszuſetzen (conk. F. 105, der 
Verordnung vom 20ſten Juni 1817.) jedoch nicht weiter, als bis zu dem Ter⸗ 
mine der Vollziehung des Rezeſſes. Verſaͤumen die Intereſſenten die ihnen die⸗ 
ſerhalb beſtimmten Friſten, fo findet das Kontumazialverfahren ſtatt. Cconf. G. 
145. und 191. 192. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817.) 


$. 51. In welchen Faͤllen und mit welchen Maaßgaben die Verordnung 
vom 14ten Dezember 1833. über das Rechtsmittel der Reviſion und der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde in den bei den General⸗Kommiſſionen anhaͤngigen Angelegen⸗ 
heiten Anwendung findet, darüber iſt bereits mittelſt Unſerer Order vom 15ten 
März d. J. (Geſetz⸗Sammlung Seite 61. ff.) entſchieden, wobei es fein Be⸗ 
‚wenden behält. : 


$. 52. Wenn eine von den Mevifions-Rollegien oder in dritter Inſtanz 
ergangene Entſcheidung wegen Inkompetenz angefochten wird, ſo findet das in 
Unſerer Order vom 30ſten Juni 1828. (Geſetz⸗Sammlung Seite 86.) wegen 
der Kompetenz⸗Konflikte vorgeſchriebene Verfahren Anwendung, und wenn hier⸗ 
nach die Inkompetenz feſtgeſtellt iſt; fo wird, mit Beſeitigung des Erfenntniffes 
der inkompetenten Behoͤrde, die Sache zur anderweitigen Entſcheidung an die 
geeignete Inſtanz der Verwaltungsbehoͤrden abgegeben. 

F. 53. Wenn das Geheime Ober⸗Tribunal in einer Angelegenheit, die 
ſich zwar zur Appellation, aber nicht zur Berufung auf die dritte Inſtanz eignet, 
erkannt hat; ſo ſoll ein ſolches Erkenntniß doch wegen Inkompetenz jenes Ge⸗ 
richtshofes nicht angefochten, ſolches vielmehr zur Vollſtreckung gebracht werden. 

Um aber Irrungen dieſer Art zu verhuͤten, ſollen die dem Geheimen Ober⸗ 
Tribunale zur Abfaſſung der Reviſions⸗Erkenntniſſe einzuſendenden Akten dem⸗ 
ſelben von den General⸗Kommiſſionen nicht unmittelbar eingereicht werden, viel⸗ 
mehr durch das Miniſterium des Innern für die Gewerbe zugehen, welches ſich 
im Falle daſſelbe wegen Zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels Bedenken findet, daruͤber 
mit dem Juſtizminiſterio verſtaͤndigen wird. 


Zu 89. 187.1. $. 54. Wegen der bereits in erſter Inſtanz durch ſchieds richterliche Ent⸗ 


edi, ſcheidung feſtgeſtellten Punkte (eon. $$. 31 — 34. dieſes Anhanges) findet eine 
wel? 


- u - 

1 1 durch andere Sachverſtaͤndige in der Appellations⸗Inſtanz 
nicht ſtatt. i 

$. 55. Wenn in zweiter Inſtanz noch eine nachträgliche Instruktion über 
oͤkonomiſche Punkte veranlaßt wird, fo haben die General⸗Kommiſſionen die an 
das Reviſions⸗Kollegium einzuſendenden Verhandlungen mit ihren Gutachten dar⸗ 
uͤber zu begleiten. 

In allen Fallen ſteht es dem Reviſions⸗Kollegio frei, über eine und die 
anne techniſche Frage die nähere Erläuterung der General-Kommiffion eins 
zuholen. a 


$. 56. Wenn auch die Auseinanderſetzung ohne Dazwiſchenkunft der Zu s. 196. f. 
General⸗Kommiſſion zu Stande gekommen iſt, fo koͤnnen die Parteien doch in der Verordn. 
der $. 13. dieſes Anhanges beſtimmten Friſt deren Ausführung durch dieſelbe 
nachſuchen. 5 

N Wie es im Allgemeinen vorgeſchrieben iſt, haben die zur Bear⸗ 
beitung der Auseinanderſetzungen berufenen Kommiſſarien ſelbſtthaͤtig auch dafür 

zu ſorgen, daß bei der Ausfuͤhrungsverhandlung alle bis dahin noch nicht erle⸗ 
digten Punkte abgemacht werden. Sie haben es alſo keinesweges dabei bewen⸗ 

den zu laſſen, daß die Intereſſenten ſolche zur Sprache bringen, ſondern ihrer 

Seits darauf zu halten, daß alles Sachgehoͤrige definitiv erledigt und die zu ſol⸗ 

chem Behuf erforderlichen Erklaͤrungen und Antraͤge gemacht werden. Insbe⸗ 
ſondere haben ſie dieſelben auf die bei den Hypothekenbuͤchern zu bewirkenden 
Eintragungen aufmerkſam zu machen und ihnen dadurch Gelegenheit zu geben, 
daß bei den an die Hypothekenbehoͤrde deshalb zu richtenden Requiſitionen ihrem 
Intereſſe gehörig vorgeſehen werde. 


. 58. Die Bekanntmachungen an die eingetragenen Glaͤubiger und Regl⸗ 
berechtigten wegen der Kapital⸗Entſchadigungen und Kapital⸗Abfindungen muͤſ⸗ 
ie 1 der Regel gleich nach der Beſtaͤtigung des Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſes 
erfolgen. = 

Sie Finnen aber auch ſchon früher geſchehen, wenn von den Haupt⸗In⸗ 
tereſſenten darauf angetragen wird (conk. F. 203. der Verordnung vom 20ſten 
Juni 1817.). 

Dagegen koͤnnen dieſelben nach den Antraͤgen der Intereſſenten ausge⸗ 

ſetzt bleiben, wenn x 
a) die Abfindungs⸗Kapitalien nicht ſofort bezahlt, vielmehr durch Eintra⸗ 
gung bei dem verpflichteten Gute geſichert werden; 

b) wenn der Verpflichtete ſich bereit finden läßt, daß er der Zahlung un⸗ 

geachtet, den eingetragenen Glaͤubigern und Realberechtigten fuͤr den 
Betrag derſelben verhaftet bleiben wolle; 

e) wenn das Geld gerichtlich niedergelegt wird. 

Die Auseinanderſetzungsbehoͤrde hat jedoch dafür zu ſorgen, daß in den zu a. b. 
gedachten Faͤllen die Eintragung gehoͤrigen Orts En 
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Immer aber hat ſie den Intereſſenten je nach den Umſtaͤnden, weshalb 
die Bekanntmachung entbehrlich werden duͤrfte, beſtimmte Friſten zum Ausweiſe 
daruͤber zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem Verlauf aber die Bekanntmachung 
zu veranlaſſen. ö 


F. 59. Um zu verhuͤten, daß durch ſpaͤtere Eintragungen bei dem berech⸗ 
tigten Gute nicht fernere Weiterungen entſtehen, haben die General⸗Kommiſſio⸗ 
nen, ſobald es entweder durch Vereinbarung der Intereſſenten, oder durch rechts⸗ 
kraftige Entſcheidung feſtſteht, daß eine Abfindung in Kapital ſtattfinden wird, 
die Hypothekenbehoͤrde davon zu benachrichtigen und zur Eintragung eines vor⸗ 
laͤufigen Vermerks im Hypothekenbuche zu veranlaſſen, welcher die Wirkung hat, 
daß die durch Kapital abgeloͤſten Pertinenzien den ſpaͤter eingetragenen Glaͤubi⸗ 
gern nicht mehr mit verpfaͤndet werden. . 


ö $. 60. Sind bei einer an die Glaͤubiger wegen der Kapital⸗Abfindung 
zu erlaſſenden Bekanntmachung ein eingetragener Glaͤubiger, deſſen Erben oder 
Zeſſionarien ihrem Aufenthalte nach, oder fonft nicht zu ermitteln: ſo erfolgt die 
oͤffentliche Bekanntmachung an dieſelben nach Vorſchrift des F. 12. des Geſetzes 
vom 7ten Juni 1821. wegen Ausführung der Gemeinheitstheilungs⸗ und Abloͤ⸗ 
ſungsordnungen. 


F. 61. Die Berichtigung des Beſitztitels der bäuerlichen Wirthe in Folge 
der gutsherrlich-baͤuerlichen Regulirungen, die etwa erforderlichen Ab- und Zur 
ſchreibungen in den Hypothekenbuͤchern bei Gemeinheitstheilungen, imgleichen 
die Abſchreibung abgeloͤſter Leiſtungen in dem Hypothekenbuche des berechtigten 
Gutes und deren Loͤſchung bei dem verpflichteten Gute ſoll wegen der vorſchrifts⸗ 
maͤßigen Abtragung und Verwendung der Kapital-Abfindungen niemals aufge 
halten werden, vielmehr der noch ſtattfindenden Ruͤckſtaͤnde und der noch fehlen⸗ 
den Ausweiſungen ungeachtet, auf den Grund der beſtaͤtigten Rezeſſe unverzuͤglich 
bewirkt werden, es waͤre denn, daß die Intereſſenten ſich deshalb anders geei⸗ 
nigt haͤtten, oder der Empfangsberechtigte ein Widerſpruchsrecht geltend macht. 
Dagegen werden die Nuͤckſtaͤnde gleichzeitig bei dem mit der Abfindung belaſte⸗ 
ten Gute mit dem ihnen zuſtaͤndigen Vorzugsrechte eingetragen. Waren das 
abgetretene Grundſtuͤck oder die abgeloͤſte Leiſtung fuͤr ſich Gegenſtand eines durch 
die Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗Eigenſchaft oder ſonſt beſchraͤnkten Eigenthums des 
Defigers, ſo wird bei der Eintragung des Ruͤckſtandes dieſe Beſchraͤnkung ver⸗ 
merkt. Waren ſie Zubehoͤr eines anderen ſo belaſteten Gutes, ſo wird dieſe 
Zubehoͤrigkeit und dabei bemerkt, daß die Faͤhigkeit des Beſitzers, darüber zu 
verfuͤgen, aus dem Hypothekenbuche des letztgedachten Gutes zu erſehen ſey. Es 
bedarf hierzu des Antrags der Lehnsberechtigten u. ſ. w. nicht. Gegenſeitig aber 
bedarf es auch des beſchraͤnkenden Vermerks nicht, wenn die in Folge der 
oͤffentlichen Bekanntmachung der Auseinanderſetzung (eonl. §. 11. ff. des Ge⸗ 
ſetzes vom 7ten Juni 1821.) wirklich zugezogenen Berechtigten ihr Einverſtaͤnd⸗ 
Biß damit erklärt haben, daß die Eintragung unterbleiben ſoll. 

Dieſe Eintragungen muͤſſen auch erfolgen, ſelbſt wenn die Verpflichteten 
die Kapitals⸗Abfindung bereits gezahlt haben ſollten und genuͤgt die bloße Ein⸗ 

tragung 
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tragung einer Proteſtation nicht, da die Zahlung, ſo lange die geſetzliche Ver⸗ 
wendung des Gezahlten nicht nachgewieſen iſt, den Rechten der Glaͤubiger und 
ſonſtigen Realberechtigten unnachtheilig iſt, wogegen es den Verpflichteten uͤber⸗ 
laſſen bleiben kann, bei Eintragung der Abfindungs⸗Kapitalien auf ihre Güter die 
bereits erfolgte Zahlung in Form einer Proteſtation vermerken zu laſſen. Weiſet 
der Gutsbeſitzer weiterhin die geſetzmaͤßige Verwendung der Abloͤſungs⸗Kapita⸗ 
lien nach, fo erfolgt die Loͤſchung jener eingetragenen Vorbehalte auf die von 
der General⸗Kommiſſion deshalb zu ertheilende Beſcheinigung. 


$. 62. Die Gerichte werden wegen der auf Grund der beſtaͤtigten Aus⸗ Zus. 107. der 
einanderſetzungs⸗Rezeſſe von den Parteien oder ſonſt von den General⸗Kommiſ⸗ Verordnung. 
ſionen bei ihnen in Antrag gebrachten Eintragungen in die Hypothekenbuͤcher 
von den ihnen nach der Hypothekenordnung Tit. 2. $$. 12. und 13. obliegen⸗ 
den Verpflichtungen entbunden, welche ſtatt ihrer den mit der Beſtaͤtigung der 
Auseinanderſetzungsrezeſſe beauftragten Behörden übertragen find. Es verſteht 
ſich jedoch von ſelbſt, daß fie, wenn ſich aus den Hypothekenbuͤchern ſelbſt An⸗ 
ſtaͤnde der nachgeſuchten Eintragung ergeben, jene Behoͤrden davon in Kenntniß 
zu ſetzen und denſelben deren Erledigung zu uͤberlaſſen haben. 


$. 63. In dringenden Faͤllen kann die General⸗Kommiſſion mit der Zu ss 20s der 
Ueberweiſung und Ausführung des Auseinanderſetzungs⸗Planes, ungeachtet des Verordnung. 
gegen ihre Entſcheidung noch ſtattfindenden Rekurſes, vorgehen. 


F. 64. Auf Verlangen der Intereſſenten fol das nach $. 206. der Ver⸗ Zu ss. 206. u. 

ordnung vom 20ften Juni 1817. zur Niederlegung im landräthlichen Archive ber zehn ne” 
ſtimmte Exemplar der Karte, je nachdem die Auseinanderſetzung in einer Stadt⸗ 
Flur oder in einer Landgemeine vorkommt, dem Magiſtrate oder der Gutsherr⸗ 
ſchaft, und wenn dieſe an dem Orte keinen Wohnſitz hat, dem am meiſten zur 
Sache intereſſirenden Theilnehmer ausgeantwortet und zur Einſicht jedes Be 
theiligten bereit gehalten werden. f - 


F. 65. Der Regel nach ift jeder Beſitzer eines Gutes nicht nur die Zu s. 209. der 
während feiner Beſitzzeit, ſondern auch die unter dem Vorbeſitzer aufgelaufenen 90 8 
Koſten der Auseinanderſetzung zu bezahlen ſchuldig. Ausnahmen von dieſer des Geſethes. 
Regel finden in der letzteren Beziehung ſtatt: 


a) wenn die Auseinanderſetzung bereits unter dem Vorbeſitzer mittelſt Beſtäͤ⸗ 


0 


tigung des Rezeſſes beendigt iſt, 
b) wegen der Koſten der unter dem Vorbeſitzer beendigten Prozeſſe. 


$. 66. Nuͤckſichtlich der zu einer Konkursmaſſe gehörigen oder ſonſt zur 
nothwendigen Subhaſtation gediehenen Guͤter ſind dieſe Koſten nur in ſofern, 
als ſie nach der Eroͤffnung des Konkurſes, oder des Liquidationsprozeſſes feſt⸗ 
geſetzt ſind, zu den Schulden zu rechnen, welche die Maſſe ſelbſt kontrahirt hat; 
gleichmaͤßig find diejenigen Koſten, welche nach erfolgtem Zuſchlage feſtgeſetzt 
werden, zu denjenigen zu rechnen: für welche der Käufer aufkommen muß, bei⸗ 
des jedoch nur dann, wenn die Auseinanderſetzung vor Eröffnung des Konkur⸗ 
(No. 1542 — 1313.) -feg 


ſes oder Liquidationsprozeſſes und reſp. vor dem Zuſchlage durch Beſtaͤtgung 
des Rezeſſes noch nicht geſchloſſen iſt. gung 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 30ſten Juni 1834. 


C. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Brenn Muͤhler. 


(No. 1543.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 14ten Juli 1834. wegen der Buͤrgſchaften der 
Ehefrauen im Herzogthume Weſtphalen, im Fuͤrſtenthume Siegen und den 
Grafſchaften Wittgenſtein. 


Ss dem Anfrage der Juſtizminiſter habe Ich beſtimmt, daß die Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts wegen der Buͤrgſchaften der Ehefrauen auch 
im Herzogthume Weſtphalen, im Fuͤrſtenthume Siegen und den Graſfſchaften 
Wittgenſtein beobachtet werden ſollen, weshalb Ich die im Patent vom 21ſten 
Juni 1825. $. 4. Nr. 3. angeordnete Suspenſion der drei erſten Titel im 
Iten Theile des Landrechts für die 99. 341.— 344. des erſten Titels hierdurch 
außer Kraft ſetze. Das Staatsminiſterium hat die Bekanntmachung dieſes 
Erlaſſes durch die Geſetz Sammlung zu verfügen. 


Teplitz, den 14ten Juli 1834. i i - 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staats miniſterium. 


Berichtigung eines Druckfehlers. 


In der im 17ten Stück der Geſetz-Sammlung vom Jahre 1831. ab⸗ 
gedruckten Inſtruktion vom Iften Oktober 1831., die Anlage und den Gebrauch 
don Dampfmaſchinen betreffend, hat ſich $. 13. ad a. in der Formel ein Druckfeh⸗ 
ler eingeſchlichen, und muß ſtatt des Zeichens —- ein + ſtehen, die Formel mithin 


i e = 0,0225. d. a. + 0,1. 
heißen. 
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